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Bildungsgerechtigkeit ist – trotz der medialen Dauerthemen
Euro- und internationaler Finanzkrise – wieder in aller Munde.
Was ist passiert? Kaum hatte die Bertelsmann Stiftung Ende
Oktober ihre Ergebnisse einer neuen Bildungsstudie veröffent-
licht, ist der Aufschrei quer durch die Gesellschaft wieder
groß. Der Studie zufolge gibt es pro Jahr 50.000 Schülerinnen
und Schüler auf einer weiterführenden Schule, die es nicht
schaffen, die Lernziele und Anforderungen der jeweiligen
Schule/Schulform zu erreichen und demzufolge auf die nächst
„tiefere“ Schulform (von Gymnasium auf Realschule oder von
Real- auf die Hauptschule) wechseln (müssen). Sie werden als
„Absteiger“ bezeichnet. Dem gegenüber stehen nur 23.000
Schülerinnen und Schüler, also noch nicht einmal halb so vie-
le, die den umgekehrten Weg nach oben schaffen, also „Auf-
steiger“ sind.

U.a. erklärt die Bertelsmann Stiftung, dass es in Bayern und
Baden-Württemberg mehr Hauptschüler gebe, die zur Real-
schule aufsteigen als z.B. in Hessen, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen, wo die Hauptschule eher ein „Auffangbe-
cken“ sei und zur „Restschule“ verkomme. Geht es nach den
Bildungsexperten der Bertelsmann Stiftung, sollte es eine
langsame Auflösung der Grenzen zwischen den verschiedenen
Schulsystemen geben. Was heißt das nun in der Konsequenz?
Die „Einheitsschule“ für alle einführen? Gemeinsames Lernen
von der ersten bis zur zehnten, zwölften oder dreizehnten
Klasse?

Wer dieser Empfehlung zustimmt, verkennt, dass jedes Kind
verschieden ist und unterschiedlich gefördert werden muss.
Es stellt sich somit wieder einmal die Grundsatzfrage: Soll ein
Schulwesen am Prinzip der Freiheit oder am Prinzip der Gleich-
heit orientiert sein? Für mich ist die Antwort klar: Freiheit hat
eindeutig Vorrang vor Gleichheit, denn Gleichheit wäre der
Tod der Individualität. Gerecht ist eben nicht gleich! Wer das
aber kundtut, wird direkt kritisiert und verunglimpft. Die
Wahrheit ist: Beim Start in die Bildungslaufbahn sollten alle
Kinder – abgesehen von den Genen – die gleichen Chancen
haben, das betrifft vor allem einen Mindeststandard an
Sprachvermögen, um dem Unterricht auch entsprechend fol-
gen zu können. Gleiche Zielchancen aber kann es nicht geben.
Denn selbst wenn Bildung am Ende „gleichmäßig“ verteilt
würde, würden doch auch andere Unterschiede und Faktoren
durchschlagen, wie z.B. die familiäre Förderung oder die per-
sönliche Begabung.

Der Staat kann und muss die Voraussetzungen dafür schaffen,
dass sich Begabungen unabhängig von Milieus entfalten kön-
nen. Aber Bildungsgerechtigkeit ist etwas anderes, als die
sozialstaatliche Umverteilungsrhetorik nahelegt. Der Gleich-
stellungszwang im Bildungssystem hat sich schon immer als
die größte Ungerechtigkeit überhaupt erwiesen. Gleichmache-
rei führt zu Chancen- und Teilhabeungerechtigkeit. Der Ber-
liner Erziehungswissenschaftler Heinz-Elmar Tenorth hat ein-
mal treffend gesagt: „Die Beseitigung der Ungleichheit durch
Bildung ist ein kollektives Missverständnis.“

Eine Schulform – wie z.B. die Hauptschule – abzuschaffen,
die Schulvielfalt einzuschränken, Schulformen umzubenen-
nen oder Schulformen neu zu „etikettieren“, all das ändert
nichts daran, dass Kinder und Jugendliche von Geburt an un-
terschiedliche Begabungen haben, die individuell gefördert
werden müssen. Sicherlich kann man unser Bildungssystem
verbessern, können Lerninhalte weiterentwickelt und Lehrer-
ausbildungen zeitgemäß reformiert werden. Aber: Auch wenn
Bildung die soziale Frage des 21. Jahrhunderts und Bildung
unser wichtigster Rohstoff ist, heißt das noch lange nicht,
dass jedes Kind, das die Welt erblickt, auch – überspitzt for-
muliert – „zwangsweise“ Abitur und einen Studienabschluss
machen muss. Der Mensch beginnt schließlich nicht erst mit
dem Abitur, ein Mensch zu sein.

Wir brauchen – und das sollte gesellschaftsübergreifend Kon-
sens sein – auch in Zukunft Handwerker und Kaufleute, nicht
nur Studenten. Vielfalt ist Trumpf. Dafür setzt – trotz aller
Kritik – unser Bildungswesen grundsätzlich den richtigen
Rahmen, auch wenn längst noch nicht alles optimal läuft.
Aber dass sich die Länder z.B. kürzlich auf neue Bildungsstan-
dards für Abiturienten verständigt haben, lässt auf weitere
Verbesserungen im Bildungssystem hoffen. Solche Fortschrit-
te sind allemal besser als ständige Schulstrukturdebatten.

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands
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Sagen, was ist. Dieses Bekenntnis zu
„klarer Kante“ bestimmte schon den

Auftakt. Traditionsgemäß stand das „C“
im Mittelpunkt, als Pfarrer Christian Sie-
bold und Probst Jürgen Quante, musika-
lisch unterstützt von Sabine Wilkening am
Flügel, mit den Delegierten eine ökume-
nische Andacht zelebrierten. Und dann
ging es Schlag auf Schlag: fulminante
Reden, aber auch engagierte Antragsde-
batten und fleißige Bewältigung der um-
fangreichen Tagesordnung.

Nach einem launigen Grußwort von Wolf-
gang Pantförder (CDU), der schon seit
1999 als Bürgermeister der Stadt Reck-
linghausen im meist „roten Ruhrgebiet“
die Fahne der Union hochhält, ergriff der
Bundesvorsitzende der Senioren-Union,
Prof. Dr. Otto Wulff, das Wort. Er gab der
zweitgrößten CDU-Vereinigung in seinem
Rechenschaftsbericht zugleich Leitplan-
ken für die politische Arbeit der nächsten
Monate und Jahre mit auf den Weg. „Wir
wollen nicht nur die Älteren vertreten“, so

Jede Menge Prominenz
am Rednerpult, spannende
Diskussionen – wieder ein-
mal setzte die Senioren-
Union Zeichen. Der alte
und neue Bundesvorsitzen-
de Prof. Dr. Otto Wulff
formulierte es so: „Sich
nicht verbeugen oder ver-
biegen vor dem Zeitgeist,
nicht feige verkriechen,
sondern als Demokraten
die Pflicht tun, nämlich
sagen, was ist …“

BUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG

14. Bundes-
delegierten-
versammlung der
Senioren-Union:

„Lokalmatador” und
Junge Union-Vorsitzender

Philipp Mißfelder und
Senioren-Chef

Prof. Dr. Otto Wulff.

Senioren – Rückgrat der
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rief er den Delegierten zu, „sondern ge-
meinsam mit den Jungen Politik für die
ganze Gesellschaft machen.“ Dabei gelte
es, die Dynamik der Jugend mit der Erfah-
rung des Alters zu verbinden. Wulff defi-
nierte in der Folge wichtige Politikfelder,
auf denen die Senioren-Union Beiträge
leisten könne und solle. In Sachen Demo-
grafie etwa müsse die Senioren-Union
„tiefer denken, um auch die Chancen zu
erkennen“, damit die Sorgen und Ängste
von heute keine Realität würden. Des tie-

feren Nachdenkens wert seien beispiels-
weise Themenfelder wie Beschäftigungs-
möglichkeiten im Alter, altersgerechtes
Wohnen, die Infrastruktur im ländlichen
Bereich oder auch die Finanzierung sozi-
aler Sicherungssysteme und des steigen-
den Pflegebedarfs. Eine zentrale politi-
sche Aufgabe, so Wulff, sei auch die Stär-
kung von Ehe und Familie. Die Ehe verdie-
ne den besonderen Schutz des Staates,
denn sie sei i.d.R. auch ein Bekenntnis
zur gemeinsamen Verantwortung für Kin-

der und ein Versprechen auf gegenseitige
Hilfe und Pflege. In diesem Sinne wider-
setze sich die Senioren-Union ganz ener-
gisch der Abschaffung des Familiensplit-
tings im Steuerrecht. Aber, so mahnte
Wulff auch: „Familien- und Kinderfreund-
lichkeit kann man alleine durch finanzi-
elle Zuwendungen nicht schaffen, das
haben wir viel zu lange geglaubt.“ Wenn
eine Mutter mit drei Kindern als Sozialfall
empfunden werde, dann sei eine Gesell-
schaft trotz ihres allgemeinen Wohlstands

BUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG

Umjubelte Rede: Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel dankt den Delegierten.
Lks.: Prof. Dr. Wolfgang von Stetten,
SU-Vorsitzender Baden-Württemberg,
rechts Prof. Dr. Otto Wulff.

Der Präsident der Europäischen Senioren Union
(ESU), Dr. Bernhard Worms, und Jana Höhl von
der Berliner Bundesgeschäftsstelle der SU.

Diskussionen und
Fachsimpeleien
auch am Rande
der Veranstaltung.

t der Gesellschaft

Aufgaben der
Seniorenpolitik
„Alter heißt mehr denn je, gebraucht
zu werden“, so begann die Bundes-
ministerin für Familien, Senioren,
Frauen und Jugend, Kristina Schrö-
der, ihre mit viel Beifall bedachte
Rede. „Wir müssen die Seniorenpoli-
tik auf die heutige Vielfalt des Alters
ausrichten“, so ihr Credo. So werde
die Rolle der Großeltern in der öffent-
lichen Debatte „gnadenlos unter-
schätzt“. Ihr Ministerium plane daher
analog zur Elternzeit eine Großel-
ternzeit für berufstätige Großeltern.
Immerhin sei gut ein Drittel der heu-
tigen Großeltern noch aktiv im Beruf.
Für die Politik der Bundesregierung
und ihres Ministeriums gelte die Leit-
linie: Es ist nicht Aufgabe der Politik,
den Familien zu sagen, wie sie leben
sollen. Aufgabe sei es vielmehr, dafür
zu sorgen, dass Familien leben kön-
nen, wie sie wollen. Bei der Senio-
renpolitik dürfe man aber nicht nur
die Gesunden und Fitten im Auge
haben, so die junge Mutter. Immer-
hin 2,3 Millionen Menschen seien
aktuell pflegebedürftig. Da im Be-
reich der privaten Pflege überwie-
gend Frauen zwischen Mitte 50 und
Mitte 60 die Last trügen, sei auch die
Frage der Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf eine wichtige. Deshalb ha-
be ihr Ministerium die Familienpfle-
gezeit kreiert.



krank und habe wenig Zukunft. Diese
Einstellung in den Köpfen gelte es zu än-
dern. Vehement plädierte Wulff dafür, in
der Europa-Politik nicht zu wackeln. Bei
aller Komplexität der augenblicklichen

Krisenproblematik dürfe sich die
CDU als ausgewiesene Europapartei
nicht aus der Verantwortung stehlen.
Deutschland könne seinen Wohlstand
„nur mit mehr Europa halten, nicht
mit weniger“, sagte Wulff und befand
sich damit im Einklang mit der Bun-

deskanzlerin, die einige Stunden später
ähnliche Worte fand (vgl. auch Kasten).
Das trostlose Bild, das viele derzeit von
Europa zeichneten, werde den Realitäten
überhaupt nicht gerecht. Weiterhin könne
Europa mit gut ausgebildeten Menschen,
einer hohen Wirtschaftskraft und ande-
ren sozio-kulturellen Vorteilen punkten.
Aber, so mahnte Wulff, eine weitere Über-
schuldung wäre „ein fataler Schritt in die
europäische Zukunft“.
Seine Vereinigung forderte Wulff zu mehr

Volkswirtschaftlicher Rundumschlag
„Wenn die Welt sich ändert, kann man nicht weitermachen wie bislang!“ Die Dele-
gierten der Senioren-Union erlebten in Recklinghausen eine kämpferische und zu-
packend formulierende Kanzlerin, die einen großen volkswirtschaftlichen und
europapolitischen Bogen schlug, um Sorgen, Nöte und Ziele der aktuellen Politik zu
erläutern. Europa habe derzeit ein Problem, weil sich zu viele daran gewöhnt hätten,
über ihre Verhältnisse zu leben. Das habe einige Mitgliedsstaaten in die Abhängig-
keit von den Finanzmärkten gebracht. Um dieses Dilemma aufzulösen, sei es not-
wendig, aus der Schuldenunion eine Stabilitätsunion zu machen. Die Eurozone
müsse sich jetzt strenge Regeln geben, was bei der Einführung der neuen Währung
versäumt worden sei. Die vieldiskutierten Eurobonds seien keine Lösung. Die Kanz-
lerin im O-Ton: „Das ist doch im Grunde das, was jahrelang gemacht wurde und in
die Krise geführt hat.“ Dass es Wege aus der Abhängigkeit gebe, zeige u.a. das
Beispiel Indonesien. Dort sei die Staatsverschuldung von 80 auf 24 % (Anm. der
Red.: bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt/BIP) zurückgeführt worden.
Die Kanzlerin forderte Europa und speziell die Deutschen dazu auf, sich stärker auf
Technik und Innovation einzulassen. „Wir dürfen in Europa nicht schlafen und
müssen zusehen, dass wir künftig besser oder zumindest gleichwertig sind auf den
Weltmärkten.“ So biete die Energiewende große Chancen, neue Exportschlager zu
kreieren. Voraussetzung sei allerdings, diese Herausforderung auch anzunehmen
und neue Technologien samt deren Infrastruktur erfolgreich umzusetzen. „Wachs-
tum kann man nicht in Gesetze schreiben, Wachstum muss erarbeitet sein“, mahn-
te dazu die Kanzlerin. Und weiter: „Wenn wir unseren Lebensstandard halten wollen,
müssen wir immer als Erste die Technologien von morgen haben.“ Nur dann, bei
wirtschaftlicher Prosperität, könne man auch sozial handeln. Merkel dankte der
Senioren-Union, „dass sie in der Europa-Frage nicht wackelt“. Die Senioren seien
das Rückgrat der Gesellschaft und die Senioren-Union das Rückgrat der Partei.
Insbesondere lobte die Kanzlerin die „starke, energische Stimme“ der Senioren-
Union, wenn es darum gehe, bestimmte Grundwerte nicht zur Disposition zu stellen.

BUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG

Die Landesvorsitzende Rheinland-Pfalz
und stv. Bundesvorsitzende der SU,
Helga Hammer, im Gespräch.

Alfons Gerling, stv. Bundesvorsitzender
(SU Hessen) und Medienbeauftragter
Claus Bernhold (SU Baden-Württemberg).
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Präsenz und Einmischung vor Ort auf:
„Meldungen aus dem vierten Stock eines
Hauses mit schöner Aussicht erreichen
die Bewohner im Erdgeschoss meist
nicht“, so sein Vergleich. Mit Blick auf die
Bundestagswahlen 2013 rief er zu kämp-
ferischem Optimismus auf: „Das ist das
beste Werbemittel für unsere Vereini-
gung!“
Verdienter Lohn für gelungene Rhetorik
und politische Arbeit der letzten Jahre:
die erneute Wiederwahl. Mit 94,8 Prozent

der Stimmen wurde Prof. Dr. Otto Wulff,
der bereits seit zehn Jahren an der Spitze
der größten politischen Seniorenorgani-
sation steht, erneut in seinem Amt bestä-
tigt. Zu seinen Stellvertretern wählten die
Delegierten Friederike de Haas, Alfons
Gerling, Rainer Hajek, Helga Hammer, Le-
onhard Kuckart und Prof. Dr. Wolfgang
von Stetten (siehe Kasten Wahlergebnis-
se). Ein politisches Feuerwerk erwartete
die Delegierten bei den mit viel Spannung
erwarteten und immer wieder mit riesi-

Strukturreformen
erforderlich
„Europa ist mehr als Euro und Cent,
Europa ist eine großartige Idee. Des-
halb werden wir Europa nicht im Stich
lassen“, versprach der Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Volker Kauder, den Delegierten und
Gästen der Senioren-Union im Ruhr-
festspielhaus Recklinghausen. Nicht
ahnend, dass wenige Wochen später
der Friedensnobelpreis an die Euro-
päische Union vergeben wurde, erin-
nerte Kauder daran, dass die einst
großartige Vision von einem Europa
ohne Grenzen Wahrheit geworden
und die Friedenssicherung auf dem
Kontinent gelungen sei. Das Erreich-
te habe allerdings nur eine Zukunft,
wenn sich jetzt in Zeiten der Eurokri-
se auch alle an die vereinbarten
Spielregeln hielten. Es sei nieman-
dem geholfen, wenn nur Geld ge-
druckt werde, so Kauder, der an die-
sem Tag seinen 63. Geburtstag feier-
te. Erforderlich seien vielmehr Struk-
turreformen, die an die Wurzeln der
Probleme gingen. Die Sicherung der
Wettbewerbsfähigkeit sei in diesem
Zusammenhang oberstes Gebot. Nur
so sei auch die hohe Jugendarbeits-
losigkeit in vielen europäischen Staa-
ten zu beseitigen und die Jugend
dieser Länder wieder für das „Haus
Europa“ zu begeistern.

Passendes
Geschenk für eine junge

Mutter: Prof. Otto Wulff über-
reichte Familien- und Seniorenministerin

Kristina Schröder ein Schaukelpferd.

Leonhard Kuckart, NRW-
Landesvorsitzender und
stv. Bundesvorsitzender

der Senioren-Union.

Rolf Berend, Landesvorsit-
zender der Senioren-Union
Thüringen.

Bundesschatzmeister
Heinz Soth bei seinem
Finanzbericht.

Prof. Dr. Wolfgang
Freiherr von Stetten,
stv. Bundesvorsitzender
und Landesvorsitzender
Baden-Württemberg
der Senioren-Union.

Die Landesvorsitzende
von Sachsen und stv.
Bundesvorsitzende der
SU, Friederike de Haas.



gem Applaus bedachten Reden von Volker
Kauder, Vorsitzendem der CDU/CSU-Frak-
tion im Bundestag, Dr. Kristina Schröder,
Bundesministerin für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, und Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel (siehe Kästen). Den
Schlusspunkt unter den ersten Tag, an
dem auch diverse Anträge für den Bun-
desparteitag im Dezember diskutiert und
beschlossen wurden (vgl. Souverän
3-2012, S. 8 ff.), setzte Lokalmatador
Philipp Mißfelder. Der Bundestagsabge-

ordnete für den Kreis Recklinghausen und
Bundesvorsitzende der Jungen Union, der
mit SU-Chef Wulff in den letzten Jahren
schon in zahlreichen Veranstaltungen für
eine „Union der Generationen“ warb,
stimmte die Delegierten auf den eher ge-
mütlichen Teil – den Nordrhein-Westfa-
len-Abend – ein.
Am zweiten Tag stellte Dr. Bernhard
Worms, Präsident der Europäischen Seni-
oren Union (ESU), die inhaltlichen
Schwerpunkte der Arbeit seiner Organisa-

tion für die nächsten Jahre vor. Es gelte,
die Lebensqualität und Lebenszufrieden-
heit der Menschen in Europa zu steigern
und Generationengerechtigkeit einzufor-
dern. Herzlich empfangen wurde auch der
neue Landesvorsitzende der NRW-CDU,
Armin Laschet. Er skizzierte, wie die CDU
zwischen Rhein und Weser wieder aus dem
Tal nach der verlorenen Landtagswahl im
Mai herauskommen kann. Am Ende stand
– wie zu Beginn – eine Tradition: die Na-
tionalhymne. w
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Der neue Bundesvorstand
Auf der 14. Bundesdelegiertenversammlung
am 3. und 4.September 2012 in Reckling-
hausen wurden gewählt:
Bundesvorsitzender:
Prof. Dr. Otto Wulff,
Nordrhein-Westfalen
Stv. Bundesvorsitzende:
Friederike de Haas, Sachsen
Alfons Gerling, Hessen
Rainer Hajek, Niedersachsen
Helga Hammer, Rheinland-Pfalz
Leonhard Kuckart, Nordrhein-Westfalen
Prof. Dr. Wolfgang von Stetten,
Baden-Württemberg
Bundesschatzmeister:
Heinz Soth, Nordrhein-Westfalen
Stv. Bundesschatzmeister:
Dr. Norbert Wiggershaus,
Baden-Württemberg
Schriftführer:
Dr. Gerhard Schier, Hessen
Beisitzer:
Monika Artz, Rheinland-Pfalz
Eberhard Bauerdick,
Nordrhein-Westfalen
Hans-Rudolf Benteler, Nordrhein-Westfalen
Rolf Berend, Thüringen
Claus Bernhold, Baden-Württemberg
Heidi Exner, Oldenburg
Norbert Gönnewicht, Nordrhein-Westfalen
Hermine Hecker, Hamburg
Wolfgang Jaeger, Nordrhein-Westfalen
Erika Koegel, Niedersachsen
Ursula Kuri, Baden-Württemberg
Dr. med. Fred Holger Ludwig,
Rheinland-Pfalz
Jens Motschmann, Bremen
Wilma Ohly, Nordrhein-Westfalen
Dr. Gabriele Peus-Bispinck,
Nordrhein-Westfalen
Detlef Schmidt, Berlin
Doralies Schrader, Hessen
Reinhold Uhlenbrock, Nordrhein-Westfalen
Wolff-Eberhard von Hennigs,
Baden-Württemberg

Gute Stimmung unter den Delegierten.

Konnten mit Ablauf und Organisa-
tion sehr zufrieden sein: der neue
Bundesgeschäftsführer der Seni-
oren-Union, Christian Janssen, und
Anja Enzenberg von der Berliner
SU-Geschäftsstelle.

NRW zurückgewinnen
Selbstbewusst und kämpferisch prä-
sentierte sich der neue Landesvorsit-
zende der NRW-CDU, Armin Laschet,
am Morgen des zweiten Tages den
Delegierten. Trotz der herben Wahl-
niederlage im Mai sehe er das Land
zwischen Rhein und Weser keines-
wegs als sozialdemokratische Basti-
on. Die Christdemokraten hätten
NRW in wichtigen Fragen geprägt,
nicht Johannes Rau, so Laschet. Bei-
spielsweise sei die Mitbestimmung
aus NRW heraus auf den Weg gebracht
worden. Die Partei müsse jetzt wieder
stärker über ihre Kernkompetenzen
reden, vor allem über die Wirtschafts-
politik. „Wir hier in NRW wollen ein
Industrieland bleiben, und dafür
müssen wir auch streiten“, mahnte er
mit Blick auf neue Gas- und Kohle-
kraftwerke, die trotz Energiewende
hin zu den Regenerativen nötig sei-
en. Laschet, in der Regierungsmann-
schaft von Jürgen Rüttgers Generati-
onenminister, bedauerte, dass Rot-
Grün sein ehemaliges Ministerium
wieder aufgespalten habe. Die CDU
habe das Ressort mit Bedacht ge-
schneidert, weil sie eine Partei sei,
die Gegensätze versöhne. „Ein Krieg
der Generationen ist nicht das Modell
der Union“, rief er unter großem Bei-
fall der Delegierten.
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BUNDESPARTEI TAG

Zum CDU-Leitantrag:
Neben den Vorstandswahlen steht der
Antrag des CDU-Bundesvorstandes
„Starkes Deutschland. Chancen für alle“
im Mittelpunkt des Parteitages Anfang
Dezember in Hannover. Der Antrag skiz-
ziert, mit welchen thematischen Schwer-
punkten und Leitideen die CDU mit Blick
auf das Jahr 2025 Wohlstand für alle
erreichen und den Wirtschafts- und Bil-
dungsstandort Deutschland stärken will.
Als zentrale Zukunftsherausforderungen
werden dabei u.a. die Energiewende und
der demografische Wandel benannt.

Mit Blick auf die Ausführungen zum de-
mografischen Wandel begrüßt die Seni-
oren-Union, dass die CDU einige Aspekte
aufgegriffen hat, die für die ältere Gene-
ration von großer Bedeutung sind. Dazu
gehören u.a. die Forderung des Ausbaus
altersgerechter Arbeitsplätze, die Über-
prüfung von Alters(höchst)grenzen, die
Förderung einer Existenzgründungskul-
tur für Ältere und die Absicht, neue de-
mografieorientierte Schwerpunkte in
der Städtebaupolitik zu entwickeln.

Aber: Es hätte gerne mehr und in Teilbe-
reichen auch konkreter sein dürfen. Mit
Blick auf eine demografieorientierte
Städtebaupolitik fehlt ein klares Be-
kenntnis für eine dauerhafte finanzielle
Förderung für altersgerechte Umbauten.
Das KfW-Programm „Altersgerecht Um-
bauen“ muss dauerhaft mit einem ent-
sprechenden Volumen gesichert werden,
unabhängig von konjunkturellen oder
fiskalischen Entwicklungen. Wohnun-
gen oder Häuser altersgerecht umzubau-
en ist eine der zentralen Herausforde-
rungen der künftigen Städtebau- und
Wohnungspolitik.

Beim Thema „altersgerechte Arbeitsplät-
ze“ bleibt es nur bei der Ankündigung
des Ziels. Sicher sind in erster Linie Be-
triebs- und Tarifpartner auf kommunaler
Ebene gefordert. Trotzdem sollte die CDU
hier Anregungen geben, wie das Ziel
auch erreicht werden kann, z.B. durch
„Runde Tische“ vor Ort, an denen Stadt-
verwaltungen, Unternehmen, Arbeit-
nehmer und nach Möglichkeit auch Ver-
treter von Krankenkassen oder Ärzte-
kammern beteiligt sind. Demografiebe-
rater für Kommunen und Unternehmen
sind ebenso eine Überlegung wert wie
Betriebspatenschaften, in denen Ältere
eine Art Lotsenfunktion übernehmen
und Jüngere unterstützen. Ganz wichtig:
Unternehmen brauchen heute ein pro-
fessionelles Gesundheitsmanagement,
wenn sie ältere Arbeitnehmer möglichst
lange im Beruf und im Betrieb halten
wollen.
Was im Leitantrag fehlt, ist auch die For-
derung, dass Alter grundsätzlich neu
gedacht werden muss. Die nachberufli-
che Phase spielt eine immer größere Be-
deutung. Das Ehrenamt nimmt gerade
für Ältere an Bedeutung zu, sie wollen
sich einbringen und nützlich sein. Wenn
die CDU einerseits professionelle Berufs-
einstiegsbegleiter für junge Menschen
fordert, warum fordert sie dann nicht
auch professionelle Berufsausstiegsbe-
gleiter für diejenigen Menschen, die
kurz vor dem oder sich bereits im Ruhe-
stand befinden, aber aktiv bleiben wol-
len? Hier gibt es aus Sicht der Senioren-
Union noch viel Potenzial, das genutzt
werden kann. Ein Demografieberater vor
Ort könnte beispielsweise auch die
Funktion eines professionellen Berufs-
ausstiegsbegleiters übernehmen. Zudem
fordert die Senioren-Union, dass eine

Diskriminierung aufgrund des Alters
verboten und der Artikel 3 Abs. 3 Grund-
gesetz entsprechend um den Passus „sei-
nes Alters” ergänzt wird. Leider ist diese
Forderung nicht Gegenstand des CDU-
Leitantrags.

Anträge der Senioren-Union
zum Thema „Rente“:
Neben dem CDU-Leitantrag wird sich die
Senioren-Union mit eigenen Anträgen
zum Thema „Rente“ in den Bundespar-
teitag einbringen. Wir fordern, dass
Rentnerinnen und Rentner, die Grundsi-
cherung erhalten, künftig finanziell
bessergestellt werden. Deshalb fordern
wir dazu auf, dass die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion eine Regelung herbeiführen
soll, die gewährleistet, dass bei Rentne-
rinnen und Rentnern, die Grundsiche-
rung erhalten und über Renten und ren-
tenähnliche Bezüge verfügen, die ersten
100 Euro dieser Bezüge anrechnungsfrei
bleiben und somit nicht auf die Grund-
sicherung angerechnet werden. Ferner
soll Rentnerinnen und Rentnern mit ei-
nem Einkommen, das den Betrag von
100 Euro übersteigt, ein Freibetrag in
Höhe von 20 Prozent ab dem 101. Euro
gewährt werden. Die gesamten Einkünf-
te aus Rente, Erwerbseinkommen und
Grundsicherung sollen für einen Allein-
stehenden im Regelfall jedoch die Sum-
me von 850 Euro nicht überschreiten.

Darüber hinaus fordern wir von der CDU
ein klares Bekenntnis dahingehend,
dass sie die Pläne von Bundesarbeitsmi-
nisterin Ursula von der Leyen MdB und
ihre damit verbundene Zielsetzung
grundsätzlich unterstützt und einen
entsprechenden Beschluss fasst. FS w

25. CDU-Bundesparteitag:

Leitantrag mit Defiziten

Am 4. und 5. Dezember 2012 findet in Hannover der
25. CDU-Bundesparteitag statt. Anmerkungen im Vorfeld …
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Die Vorschläge der jungen Bundestags-
abgeordneten um Jens Spahn und Phi-

lipp Mißfelder sind nicht zielführend und
nicht hilfreich mit Blick auf die aktuelle
Rentendebatte“, erklärte Leonhard
Kuckart, stv. Bundesvorsitzender der Seni-
oren-Union und Landesvorsitzender
Nordrhein-Westfalen, nach Veröffentli-
chung des Rentenpapiers Anfang Oktober.
„Die Idee, dass Rentnerinnen und Rent-
ner, die auf Sozialhilfe bzw. Grundsiche-
rung angewiesen sind, aus ihrer privaten
und betrieblichen Altersvorsorge künftig
mindestens 100 Euro anrechnungsfrei be-
halten können sollen, setzt einen völlig
falschen Schwerpunkt und löst ein zent-
rales Grundproblem nicht. Denn die we-
nigsten Geringverdiener haben in der
Regel finanzielle Möglichkeiten, um für
das Alter privat vorzusorgen. Es muss des-
halb vielmehr darum gehen, dass Gering-
verdiener, wenn sie in Rente gehen und
auf ergänzende Grundsicherung an-
gewiesen sind, die Möglichkeit ha-
ben, entsprechend hinzuverdienen
zu dürfen, und von ihrer gesetzli-
chen Rente ein Teil anrechnungsfrei
bleibt, um in Würde altern zu können.
Was wir wirklich brauchen, ist ein
Rentenmodell, das Leistung belohnt
und ein Mindestmaß an Lebensstan-
dard im Alter sichert. Deshalb ist
die Idee der Zuschussrente von
Ursula von der Leyen ein Schritt
in die richtige Richtung.“ Rich-
tig wäre aber auch, so Kuckart,
wenn die Bundesregierung
eine Regelung herbeifüh-
ren würde, die gewährleis-

tet, dass bei Rentnerinnen und Rentnern,
die derzeitig Rente beziehen, Grundsi-
cherung erhalten und hinzuverdienen,
die ersten 100 Euro des Hinzuverdienstes
bzw. Erwerbseinkommens grundsätzlich
als Freibetrag ausgewiesen und nicht auf
die Grundsicherung angerechnet würden.
Einen entsprechenden Antrag werde die
Senioren-Union im Rahmen des kommen-
den 25. CDU-Bundesparteitags Anfang
Dezember in Hannover einbringen.
Derzeit erhalten rund 412.000 Rentnerin-
nen und Rentner in Deutschland, die äl-
ter sind als 65 Jahre, „Grundsicherung im
Alter“, das sind rund 2,5 Prozent aller
Rentnerinnen und Rentner. Die Leistun-
gen der Grundsicherung im Alter entspre-
chen der Höhe nach den Leistungen des

Arbeitslosengeldes II bzw. Hartz IV.
Während Hartz IV-Empfängerinnen

und -empfän-
gern bei einem

Hinzuverdienst ein pauschaler Freibetrag
in Höhe von 100 Euro gewährt und bei
einem Erwerbseinkommen zwischen 100
und 1.000 Euro ein Freibetrag von 20 Pro-
zent eingeräumt wird, wird das Erwerbs-
kommen von Rentnerinnen und Rent-
nern, die Grundsicherung erhalten, zu
rund 70 Prozent angerechnet, ohne Frei-
beträge (siehe § 82 Abs. 3 SGB XII).
Kuckart weiter: „Die CDU tritt aber dafür
ein, dass sich Leistung lohnen muss. Mit
Blick auf das Prinzip der Leistungsgerech-
tigkeit ist es für die Senioren-Union des-
halb zwingend notwendig, diese Ungleich-
behandlung aufzuheben und Rentnerin-
nen und Rentnern, die Grundsicherung
erhalten und hinzuverdienen, ebenfalls
einen pauschalen Freibetrag in Höhe von
100 Euro und für jeden weiteren Euro ei-
nen Freibetrag von 20 Prozent einzuräu-
men. Grundsätzlich sollte gelten: Bei ei-
nem so wichtigen gesellschaftspolitischen
Thema wie der Rente ist es wichtig, dass
Jung und Alt sich in dieser Frage verstän-
digen und an einem fairen Interessenaus-
gleich arbeiten. Alt gegen Jung, das ist
kontraproduktiv. Wir brauchen die Union
der Generationen! Und wir brauchen einen
möglichst breiten politischen Konsens für
ein Rentenmodell, das auch parteiüber-
greifend akzeptiert wird.“ w

Rente in der Diskussion:

Vorstoß junger Abgeordneter
löst Kernproblem nicht
Die Rentendebatte in Deutschland läuft auf vollen Touren.
Dem Vorschlag einer Zuschussrente von Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen setzten junge Bundestagsabgeordnete
von CDU und FDP ein eigenes Rentenpapier entgegen.
Eine Bewertung aus Sicht der Senioren-Union ….

RENTEN
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Arbeitswelt
der Zukunft:

Der Fall Rosenbladt
Die Arbeitsmärkte sind in Aufruhr. Immer
mehr Menschen fordern die freie Wahl des
Rentenalters statt der gesetzlich verordne-
ten Rente mit 65/67. Gisela Rosenbladt,
die seit 39 Jahren eine Kaserne in Ham-
burg-Blankenese reinigte und nicht ein-
sah, warum sie dies nun plötzlich nicht
mehr können sollte, bekam vom Arbeits-
gericht Hamburg Rückendeckung (Az:
22Ca33/10). Um sicherzugehen, legten
die Hamburger Richter den Fall dem Euro-
päischen Gerichtshof zur Vorabentschei-
dung vor. Der entschied sybillinisch (Az:
C-45/09). Klauseln, die bei Erreichen des
Rentenalters das Arbeitsverhältnis auto-
matisch beenden, sind nur dann mit dem
europäischen Recht vereinbar, wenn die
Bestimmung objektiv und angemessen
und durch ein legitimes Ziel der Beschäf-
tigungs- und Arbeitsmarktpolitik gerecht-
fertigt ist. Für Zahnärzte hat der EuGH
bereits am 12.01.2010 entschieden, dass
eine Regelaltersgrenze von 68 Jahren al-
lenfalls dann zu halten ist, wenn diese

Regelung zur Verteilung der Berufschan-
cen zwischen älteren und jüngeren Zahn-
ärzten angemessen und erforderlich ist
(Az: C-341/08).

Die Regelarbeitsgrenze wackelt
Noch deutlicher wird die Richterin am Ar-
beitsgericht, Elisabeth Dickerhof-Borello
(AuR 2009, 251). Sie legt den Finger auf
die Wunde. Durch den im Jahr 2004 einge-
führten Nachhaltigkeitsfaktor hat sich die
gesetzliche Rentenversicherung von einer
Vollversorgung in eine Grundsicherung
verwandelt. Höchstens 43 % des letzten
Nettoeinkommens werden als Rente ge-
zahlt – dies aber auch nur dann, wenn man
über eine ununterbrochene Arbeitsbiogra-
fie verfügt, was vor allem bei Frauen selten
der Fall ist. Das bedeutet, die Absenkung
der Altersrenten zwingt die Betroffenen,
mit 65/67 weiterzuarbeiten.
Schon im Jahr 2006 sind 552.800 Men-
schen einer Berufstätigkeit nach Erreichen
der Altersgrenze nachgegangen – ein Drit-
tel mehr als noch im Jahr 2000. Es handelt

sich regelmäßig um neubegründete Ar-
beitsverhältnisse, denn die ursprünglichen
Arbeitsverhältnisse endeten mit Errei-
chung des Renteneintrittsalters. Dies be-
deutet, die Arbeitnehmer verlieren ihren
Besitzstand, den sie sich im Laufe ihres
Arbeitslebens erworben haben, meist ein
bestimmtes Vergütungsniveau und einen
Kündigungsschutz. Die neuen (oft selbst-
ständigen) Tätigkeiten, sind regelmäßig
befristet (Dickerhoff-Borello, S. 251).
Richterin Dickerhoff-Borello ist deshalb
der Auffassung, dass die Argumentation
des Bundesarbeitsgerichtes nicht mehr
überzeugend ist. Die Rentenversicherung
sei in Wirklichkeit schon heute keine ech-
te Kompensation der Erwerbsmöglichkeit
nach Renteneintritt mehr.
Aber auch das zweite Argument, der not-
wendige arbeitsmarktpolitische Ausgleich
zwischen jüngeren und älteren Arbeitneh-
mern, sticht nicht mehr. Tatsächlich gibt
es die jüngeren Arbeitnehmer gar nicht
mehr. Schon heute herrscht Notstand bei
Fachkräften. Reinigungskräfte werden zu-
nehmend aus den osteuropäischen Anrai-
nerstaaten nach Deutschland gelotst. Das
Gleiche passiert im Bereich der Pflegekräf-
te für Krankenhäuser und Altenpflegeein-
richtungen.
Hintergrund ist die biometrische Schere.

Die Menschen werden älter, während
gleichzeitig die Fertilitätsrate bei 1,2 %
verharrt, d.h.: DieBevölkerung inDeutsch-
land schrumpft. Bis zum Jahr 2030 wird es

Wir müssen begreifen, dass im Älterwerden von Gesellschaften
auch eine große Chance liegt. Man muss diese Chance nur
erkennen und die rechtlichen Rahmenbedingungen so
verändern, dass die in unseren Gesellschaften schlummernden
Schätze auch gehoben werden können, meint Professor
Hans-Peter Schwintowski.

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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etwa 2,4 Mio. weniger Deutsche geben,
und bis 2070 schrumpft die bundesrepub-
likanische Bevölkerung um fast 19 Mio.
Bewohner.
Zeitgleich werden die Menschen älter. Seit
nunmehr 170 Jahren steigt die Lebenser-
wartungderMenschen indenentwickelten
Ländern kontinuierlich um durchschnitt-
lich fast drei zusätzliche Lebensmonate pro
Jahr (Vaupel, Demografische Forschung,
Ausgabe 2/2010, S. 4). Kinder, die heute
geboren werden, werden aller Wahrschein-
lichkeit nach 100 Jahre und älter werden.
Zusammengefasst heißt dies, dass eine
immer kleinere Zahl von Erwerbstätigen
eine immer größer werdende Zahl von
Menschen oberhalb des Renteneintrittsal-
ters (65/67) versorgen muss. Damit ist das
Modell der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, die von Bismarck 1889 eingeführt
wurde, auf den Kopf gestellt. Damals lag
die durchschnittliche Lebenserwartungbei
ungefähr 43 Jahren. Der Durchschnitt der
Bevölkerungerreichte dasRenteneintritts-
alter (70)nicht. Dieswar der Grund,warum
die gesetzliche Rente damals und viele
Jahre danach relativ einfach finanzierbar
war. Demgegenüber lag die durchschnittli-
che Lebenserwartung von Männern im Ge-
burtsjahr 2004 bei 85 Jahren, von Frauen
bei 90 Jahren. Die Tendenz ist stark stei-
gend.

Die soziale Peitsche
Das Renteneintrittsalter wird damit zur so-
zialenPeitsche.DasNettoeinkommen sinkt
mit Renteneintritt auf 43 % ab, gleichzeitig
öffnet sich ein völlig unregulierter (früh-
kapitalistischer?) Arbeitsmarkt, der Men-
schen, die es in ihrem Leben nicht ge-
schafft haben, privat zusätzlich vorzusor-
gen, zwingt, praktisch Arbeit jeder Art und
zu allen Bedingungen zu akzeptieren. Ge-
nau das ist aber nicht der Sinn der Regel-
arbeitsgrenzen. Vielmehr soll diese Grenze,
so der EuGH, ein Mittel der Beschäfti-
gungs- und Arbeitsmarktpolitik sein. Diese
Politik muss objektiv vernünftig und ange-
messen verfolgt werden. Tatsächlich aber
erweist sich die Regelarbeitsgrenze als
„sozialer Fußtritt“ ausgerechnet zu einer

Zeit, in der die Menschen aufgrund ihres
Lebensaltersweniger anpassungsfähig sind
als in den Jahren zuvor.
Das bedeutet, dass das Konzept der starren
Regelaltersgrenze nicht mehr zu halten ist.
Wir müssen umdenken. Die Frage ist nur,
in welche Richtung.

Flexibilisierung von Berufsbildern
Ein Hauptproblem nach Eintritt des Ren-
tenalters besteht darin, dass Arbeitneh-
mer auf einem völlig freien Arbeitsmarkt
nach Beschäftigungsmöglichkeiten su-
chen, die auf ihre bisherige Berufstätig-
keit kaum oder nur schlecht passen. Um-
gekehrt wissen die Arbeitgeber regelmä-
ßig nicht, über welche Fähigkeiten die
Arbeitnehmer verfügen, die gerade in
Rente gegangen sind. Der Hauptgrund

liegt in den festliegenden Berufsbildern,
die einerseits die Qualifizierung von Ar-
beitnehmern ermöglichen, andererseits
aber auch zu Erstarren führen.
Wir sollten deshalb über einen modulari-
sierten, fähigkeitsbasierten Ansatz der
Arbeitsmärkte nachdenken. Arbeitneh-
mer können in der Regel sehr viel mehr,
als es ihre Berufsbilder verraten. Beispie-
le sind Fremdsprachen, viele beherrschen
ein Instrument, viele sind mit den moder-
nen Anforderungen an IT-Systeme aufge-
wachsen und können diese vertiefen,
daneben stehen Fähigkeiten bei der Be-
rufsausbildung und Weiterbildung in den
verschiedensten Sektoren und Bereichen,
manche haben Kenntnisse und Erfahrun-
gen in der gesamten Welt durch eine Viel-
zahl von Urlaubsreisen gesammelt. Will
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sagen: In fast allen Menschen, die am
Arbeitsmarkt tätig sind, schlummern Fä-
higkeiten, die am Arbeitsmarkt zurzeit
nicht genutzt werden, die aber nutzbar
gemacht werden könnten.

Zertifizierung
Ein modularisierter, auf Fähigkeiten ba-
sierender Arbeitsmarkt würde dazu füh-
ren, diese Fähigkeiten im Laufe eines
Lebens permanent und kontinuierlich
zertifizieren zu lassen. Die Zertifizierung
arbeitsmarktorientierter Fähigkeiten
würde durch Prüfungen stattfinden, die
jeder ablegen kann, wann immer sie oder
er dies möchte. Ein solches Zertifizie-
rungssystem hätte viele Vorteile. Der ge-
samte Arbeitsmarkt würde durchlässig. Es
würden permanent Anreize zur Verbesse-
rung von Fähigkeiten oder auch zum Er-
werb neuer Fähigkeiten gesetzt. Zugleich
aber entstünde eine Fähigkeiten-Trans-
parenz, die es Arbeitgebern erlaubt, in
völlig anderer Weise Arbeitnehmer nach-
zufragen, als dies bisher der Fall ist.
Ein Arbeitgeber, der nach guten Verkäu-
fern sucht, tut dies regelmäßig innerhalb
seiner Branche – ohne zu wissen, dass es
häufig in anderen Bereichen hochtalen-
tierte Verkäufer gibt. Wer also Menschen
mit Kundenkompetenz sucht, ist nicht
mehr auf seine eigene Branche be-
schränkt, sondern kann aus allen Lebens-
bereichen fischen, so, wie umgekehrt
jeder Arbeitnehmer, der bestimmte Fä-
higkeiten hat, diese zertifizieren und
damit dann auch anbieten kann. Es kön-
nen Datenbanken entstehen, die mitein-
ander vernetzt sind und berufliche Chan-
cen und Möglichkeiten erfüllen, von de-
nen wir heute nur etwas ahnen.
Damit ändert sich die Qualifikation der
Mitarbeiter/innen. Darüber hinaus än-
dern sich das Arbeitsklima und die At-
traktivität der Arbeitgeber. Die Menschen
werden anpassungs- und lernfähiger. Es
entstehen Anreize, sich ständig weiterzu-
qualifizieren, denn die Qualifizierung
wird belohnt. Ein solcher modularisierter
Fähigkeitenansatz weist weit über die
Regelarbeitsgrenzen hinaus. Genau bese-

hen macht er diese Regelarbeitsgrenze
durchlässig und im Ergebnis wohl auch
überflüssig.

Das System des
schrittweisen Ausgleitens
Dies leitet über zu dem Kernkonzept, das
die Zukunft des Arbeitslebens bestimmen
könnte. Anstelle einer starren Regelalters-
grenze würde man langsam aus dem Ar-
beitsleben ausgleiten. Schon im „ersten“
Arbeitsleben würde man sich an seinen
Fähigkeiten orientieren und diese zertifi-
zieren lassen. Im „zweiten“ Arbeitsleben,
das wahrscheinlich mit 50 oder 55 Jahren
beginnt, wird eine Art Grundrente zur Ver-
fügung gestellt, die zu Beginn dieser zwei-
ten Arbeitsphase gering ausfällt. Das Mo-
dell könnte sehr flexibel gehandhabt wer-
den und auf individualvertraglichen Ver-
einbarungen beruhen.
Von bestimmten Altersgrenzen an würde
man ein langsames Ausgleiten aus dem
Arbeitsmarkt vorsehen, etwa ab 60 Reduk-
tionderRegelarbeitszeit auf sechs Stunden
mit Rentenausgleich, ab 65 nur noch vier
Stunden, ab 70 vielleicht drei Stunden und
ab 75 dann zwei Stunden – jeweils mit Ren-
tenausgleich. Auch andere Szenarien sind
denkbar. Entscheidend ist, dass an die
Stelle eines starren Renteneintrittsalters
ein flexibles System tritt, das den indivi-
duellen Lebensbiografien angepasst wer-
den kann und gleichzeitig den Bedürfnis-
sen des Arbeitsmarktes dient.
Ein solches System würde – ein angeneh-

mer Nebeneffekt – die jüngere Generation
von ihren exorbitanten Soziallasten stark
entlasten.Die großenSozialversicherungs-
systeme wären wieder finanzierbar.

Finanzielle Grundsicherung
Die beiden Grundsäulen des Arbeitsmark-
tes der Zukunft (Fähigkeitsansatz und Fle-
xibilisierung des Renteneintritts) müssten
durch eine Grundsicherung abgepuffert
werden.Dawir inmodernenGesellschaften
wissen, dass diese Grundsicherung zwin-
gend für jeden notwendig ist, und da wir
außerdem wissen, dass die durchschnittli-
che Lebenserwartung eines jeden gebore-
nen Menschen Jahr für Jahr um drei Mona-
te steigt, wäre es sinnvoll, mit dem Anspa-
ren für diese Grundsicherung bereits ab der
Geburt zu beginnen. In diesem Fall wäre
es nämlich möglich, sehr geringe Beträge
indieGrundsicherungeinzuzahlenunddie
Kapitalansammlung dem Zinseszinseffekt
zu überlassen.
Der Zinseszinseffekt ist ein gigantischer
Kapitalansammlungsmotor, jedenfalls
dann, wenn er über sehr lange Zeiträume
wirkt. Umgekehrt bedeutet dies, dass man
ab Geburt nur sehr geringe Beiträge benö-
tigt, um die im Alter erforderliche Grund-
sicherung ansparen zu können. So genü-
gen ca. 20 EUR/mtl. ab Geburt, um unter
Berücksichtigung eines Zinseszinseffektes
eine monatliche Grundrente von 500,00
EUR ab 65 lebenslang anzusparen.

40 Jahre Rentenhorror
Die Zukunft auf den Arbeitsmärkten wird
also spannend, vor allem auch deshalb,
weil die überalternde Gesellschaft begrei-
fen muss, dass im Älterwerden dieser Ge-
sellschaften eine große Chance liegt. Man
muss diese Chance nur erkennen und die
rechtlichen Rahmenbedingungen so ver-
ändern, dass die in unseren Gesellschaften
schlummernden Schätze auch gehoben
werden können. Man kann es auch so for-
mulieren: Einem Neugeborenen des Jahres
2012 wird man allenfalls einen Horror ein-
jagen, wenn man ihm erklärt, dass es die
letzten 40 Jahre seines Lebens zum Nichts-
tun verurteilt sein wird. w

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Der Autor: Prof. Dr. Hans-Peter
Schwintowski, Jahrgang 1947, lehrt
seit 1993 an der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin, ist seit 1996 Vorsitzen-
der des Wissenschaftlichen Beirats
beim Bund der Versicherten und en-
gagierte sich u.a. auch im Versiche-
rungsbeirat der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht.
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Bisher ist es in der Versicherungswirt-
schaft üblich, Beiträge für Frauen und
Männer getrennt zu kalkulieren. Die Be-
rücksichtigung des Geschlechts der zu
versichernden Person wurde herangezo-
gen, wenn dies bei der Bestimmung von
Leistung und Prämien ein für die Risiko-
bewertung bestimmender Faktor ist.
Mit seinem Urteil vom März 2011 hat der
Gerichtshof der Europäischen Union ei-
ner Klage stattgegeben und festgestellt,
dass unterschiedliche Tarife diskriminie-
rend und daher nicht mit der Europäi-

schen Grundrechtscharta zu vereinbaren
sind. Ab 21.12.2012 dürfen deshalb nur
noch „Unisextarife“, das heißt, ge-
schlechtsunabhängig kalkulierte Tarife
angeboten werden.

Dies führt dazu, dass beispielweise Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherungen
für Männer mit Einführung der Unisexta-
rife teurer werden. Für Frauen steigt da-
gegen der Beitrag bei Lebens- und Ster-
begeldversicherungen. Nicht betroffen
sind bestehende Verträge und Verträge,

die bis 21.12.2012 abgeschlossen wer-
den.
Unser Tipp: Überprüfen Sie rechtzeitig
Ihren Versicherungsschutz und ergänzen
Sie diesen, soweit notwendig, rechtzei-
tig. Die Beraterinnen und Berater der VPV
Versicherungen unterstützen Sie dabei
gerne. Sie können sich auch direkt an die
VPV Versicherungen in Stuttgart, den
Kooperationspartner der Senioren-Union
- Telefon 0711/1391-6001 -, wenden.
Denn: Ein Abschluss vor dem 21.12.2012
spart bares Geld!

Einführung von Unisex-Tarifen
in der Versicherungswirtschaft

Geschlechterspezifische Tarife sind
ab 21.12.2012 nicht mehr zulässig

Antwortcoupon

Bitte informieren Sie mich über
die besonderen Konditionen
der Senioren-Union

Sterbegeldversicherung
Seniorenunfallversicherung
Privathaftpflichtversicherung
für Senioren

Name / Vorname

Straße / Haus-Nr.

PLZ / Ort

Telefon Beruf

Geburtsdatum Email

Gleich ausfüllen und an
VPV VERSICHERUNGEN • Kundenservice • Postfach 31 17 55 • 70477 Stuttgart
oder per Fax an 0711/13916001
senden
Sie erreichen die VPV VERSICHERUNGEN auch telefonisch unter 0711/13916000

#



Was kostet uns der demografische Wan-
del? Im Gesundheitswesen offenbar

deutlich weniger als bislang angenommen.
Neue Berechnungen der größten deut-
schen Krankenkasse, der Barmer GEK, zei-
gen, dass nur rund 18 Prozent der jährli-
chen Ausgabensteigerung auf reine Alters-
struktureffekte entfallen. In den vier Jah-
ren2007bis 2010 sinddie jährlichenKosten
um durchschnittlich rund 88 Euro pro Kopf
gestiegen, davon waren jeweils nur 16 Euro
demografiebedingt. Der Vorstandsvorsit-
zende der Barmer GEK, Dr. Christoph

Straub, erklärte bei der Vorstellung der Stu-
die im August in Berlin: „Routinemäßig
begründen Ärzte und Kliniken ihre Forde-
rungen nach Honoraraufschlägen mit der
altersbedingten Zunahme von Krankheits-
lasten.Mehr ältere Patientenbedeutenaber
nicht zwangsläufig mehr Behandlungsbe-
darf.“ Das Argument „Demografischer Wan-
del“ werde zu sehr in den Vordergrund ge-
schoben. Medizinisch-technischer Fort-
schritt, veränderte Angebotsstrukturen,
Preiserhöhungen sowie die zunehmende
Vermarktungmedizinischer Leistungen sei-

en zusammengenommen viel größere Aus-
gabentreiber. So hätten sich die Fallzahlen
der Hüft- und Knieoperationen auch nach
Abzug des Alterungseffektes kräftig er-
höht, ebenso die Anzahl der Untersuchun-
gen per Computertomografie CT und Mag-
netresonanztomografie MRT. Straub kom-
mentierte: „Wir wollen die Teilhabe am
medizinischen Fortschritt. Es muss aber
deutlich werden, wo und für welche Leis-
tungen zusätzlich investiert werden soll.“
Um den Demografieeffekt zu isolieren,
wählte Autor Uwe Repschläger, der bei der
Barmer GEK den Bereich Unternehmens-
steuerung leitet, ein einfaches Berech-
nungsverfahren: Für das Basisjahr 2007
wurden zunächst die durchschnittlichen
Ausgaben je Altersgruppe ermittelt. Im
zweiten Schritt wurden dann diese Ausga-
benwerte konstant fortgeschriebenundmit
dem jeweils veränderten Alters- und Ge-
schlechtsaufbau der Folgejahre 2008 bis
2010 multipliziert. Eines der Ergebnisse: In
Zukunft werde der Einfluss des demografi-
schen Wandels auf die Kostenentwicklung
im Gesundheitswesen sogar noch geringer,
prognostiziert Repschläger. Bis zum Jahr
2040 sei von einer altersbedingten jährli-
chenZunahmezwischen11und13Europro
Kopf auszugehen. „Den Höhepunkt demo-
grafiebedingter Kostensteigerung werden
wir bereits im Jahr 2013 erreicht haben.“
Dass der demografische Wandel nicht den
gravierenden Anteil jährlicher Kostenstei-
gerungen verursacht, darf allerdings auch
nachAnsicht derBarmerGEKnicht darüber
hinwegtäuschen, dass die Gesellschaft sich
auf die Veränderung der Bevölkerungs-
struktur einstellen muss. Die Geriatrisie-
rung der Versorgung bringe durchaus Im-
plikationen für die Gesundheitspolitik mit
sich. So sollten nach Ansicht der Barmer
GEK „patientengerechte, evidenzbasierte
Leitlinien und Standards für geriatrische
Krankheitsbilder entwickelt und in Kollek-
tiv- und Selektivverträge zwischen Kran-
kenkassen und Leistungserbringern umge-
setzt werden“. w
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GESUNDHEI TSWESEN

Medizinische Versorgung:

Zusatzkosten durch Alterung
überschätzt
Wer oder was ist der größte Kostentreiber im Gesundheits-
system? Gängige Antwort: die Ausgaben für die medizinische
Versorgung alter Menschen. Die Barmer GEK zeigt in einer ak-
tuellen Studie, dass nur ein Minimum der jährlichen Kosten-
steigerung dem demografischen Wandel geschuldet ist.
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Entwicklung der Leistungsausgaben nach Alter
Durchschnittliche Leistungsausgaben (Sektoren) pro Kopf nach Alter 2010

Alter Quelle: BARMER GEK 2012

· höchste Ausgaben im Bereich Krankenhaus, v.a. ab 50 Jahre
· deutlicher Anstieg der sonstigen LA (v. a. Heil- & Hilfsmittel) ab 60 Jahre

Ab 50 steigen die Gesundheitskosten pro Kopf, doch tragen sie nicht so stark zum
Anstieg der Gesamtkosten bei wie bislang vermutet.
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Souverän: Herr Professor Lütge, im po-
litischen wie auch medialen Spektrum
ist inzwischen die Meinung weit ver-
breitet, dass der böse Kapitalismus und
damit die bestehende Marktwirtschaft
unsere Gesellschaft herunterwirt-
schaften würde. Drohende Altersar-
mut, eine zunehmende Kluft zwischen
Arm und Reich und andere Analysen
werden als Beleg herangezogen. Ist
auch für Sie der Kapitalismus der Un-
tergang des Abendlandes?
Prof. Lütge: Die Marktwirtschaft rui-
niert unsere Gesellschaft keineswegs.
Wenn wir uns die Entwicklung in den
vergangenen zweihundert Jahren an-
schauen, so steht außer Frage, dass die
Marktwirtschaft einen Wohlstand her-
vorgebracht hat, der historisch ohne
Beispiel ist. Erst die Marktwirtschaft hat
alle Schichten der Bevölkerung an tech-
nischen Fortschritten und die Lebens-
qualität verbessernden Gütern aller Art
teilhaben lassen. Sicherlich ist die
Marktwirtschaft nicht perfekt, aber so,
wie man die Defizite der Marktwirtschaft
des 19. Jahrhunderts (des „Manchester-
Kapitalismus“) überwunden hat, so wer-
den sich auch die gegenwärtigen Pro-
bleme im Rahmen der Marktwirtschaft
selbst lösen lassen. Untergangsszenari-
en mögen populär sein, entbehren aber
der Grundlage.

Viele bezweifeln grundsätzlich die
Kompatibilität von Marktwirtschaft
und Moral. Wie sehen Sie das?

Marktwirtschaft und Moral sind sehr wohl
kompatibel – aber in einer Weise, die in
mancher Hinsicht unseren Intuitionen wi-
derspricht: Wir finden die Moral in der

Marktwirtschaft i.d.R. nicht in den Motiva-
tionen der einzelnen Akteure; diese han-
deln zweifellos zunächst einmal eigeninte-
ressiert. Die Moral liegt auf einer anderen
Ebene: Sie ist zu suchen in den Regeln der
Marktwirtschaft, in dem gesamten institu-
tionellen System, das die Marktwirtschaft
ausmacht (dazu gehören ausdrücklich so-
wohl gesetzliche als auch informelle Rege-
lungen). Zwei Beispiele: Die Regeln, die wir
für die Liberalisierung etwa des Telefon-
marktes seinerzeit aufgestellt haben, ha-
ben große Verbesserungen und Ressour-
ceneinsparungen mit sich gebracht, die
gerade auch den Schwächeren zugute ge-
kommen sind. (Auf dem Energiesektor sind
wir in dieser Hinsicht noch nicht ganz so
weit.) Und ein zweites Beispiel: Wie immer
man Details der Agenda 2010 im Einzelnen
beurteilt, sohat sie dochdazubeigetragen,
dass Deutschland gut durch die Finanzkri-
se gekommen ist und gerade nicht den
Abstieg erlebt hat, den andere Länder mit-
machen mussten und müssen. Dies kommt
letztlich allen zugute und hat damit eine
ethische Qualität.

Ethik und Moral spielen in Manage-
mentseminaren und wirtschaftswis-
senschaftlichen Hochschulseminaren
seit Jahren durchaus eine gewichtige
Rolle. Wo aber sind konkrete Beispiele
für eine positive Umsetzung?
Ethik und Moral werden auch von Unter-
nehmen in vielen Beispielen konkret um-
gesetzt – wenn auch nicht immer unter
diesem Titel. Zahlreiche Aktivitäten, die
als ethische qualifiziert werden können,
finden sich etwa unter Schlagworten wie
Corporate Social Responsibility (CSR)
(Anm. der Red.: Gemeint ist damit die
unternehmerische Gesellschafts- und So-
zialverantwortung) oder Corporate Citi-
zenship (Anm. der Red.: bürgerschaftli-
ches Engagement in und von Unterneh-
men). Mittlerweile legen bereits viele

Unter dem Eindruck von Banken- und Eurokrise und einem
publizistischen Dauerfeuer gegen einen vermeintlichen
Turbokapitalismus ist das Vertrauen der Deutschen in die
Marktwirtschaft ins Wanken geraten. Doch stimmt das Bild
vom bösen Kapitalismus, das seit Jahren gezeichnet wird?
Fragen an Professor Christoph Lütge, Lehrstuhlinhaber für
Wirtschaftsethik an der Technischen Universität München.

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Der Philosoph und Wirtschafts-
informatiker Prof. Dr. Christoph
Lütge ist Inhaber des Peter-Löscher-
Stiftungslehrstuhls für Wirtschafts-
ethik an der TU München. Lütges
Forschungsschwerpunkt liegt auf der
Ordnungsethik, wobei er die Technik-
philosophie einbezieht. Er bringt
seine Expertise in viele Fachbereiche
ein: Ingenieure, Naturwissenschaft-
ler, Mediziner, Wirtschaftswissen-
schaftler und künftige Lehrer besu-
chen seine Vorlesungen.

Marktwirtschaft:

Kompatibel mit
moralischen Werten?
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Unternehmen konkrete Aussagen über
ihre CSR-Aktivitäten in den Geschäftsbe-
richten vor. Rankings (Anm. der Red.:
Anglizismus für Rangordnung) wie das
„Good Company Ranking“ stellen sogar
Ranglisten für die entsprechenden Fort-
schritte in den Unternehmen auf. Und um
nur ein konkretes Beispiel zu nennen: Der
Mineralölindustrie ist es – ohne dass es
dafür gesetzliche Grundlagen gegeben
hätte – gelungen, in den vergangenen
Jahren auf freiwilliger Grundlage bleihal-
tiges Benzin aus dem südlichen Afrika zu
verbannen – ein Erfolg, der direkt der
Umwelt zugute kommt.

Sie vermissen in der aktuellen Diskussi-
on um Wirtschaft und Ethik die Diffe-
renzierung. „MankannnichtüberMoral
sprechen, ohne die Rahmenbedingun-
gen zu berücksichtigen“, haben Sie kürz-
lich geschrieben. Wie meinen Sie das?
Moralisches Handeln findet nicht im luft-
leeren Raum statt. Alle Akteure, ob sie
ursprünglich moralisch handeln wollen
oder nicht, sehen sich in der Marktwirt-
schaft mit Anreizen konfrontiert, die von
den Rahmenbedingungen ausgehen. Auf
die Dauer können sogar hochmoralisch
gesinnte Akteure – auch und gerade Un-
ternehmer, die sich bestimmten Werten

verpflichtet fühlen – nicht gegen die von
Markt und Politik gesetzten Rahmenbe-
dingungen ankommen. Daher rührt mein
Satz, den ich vor allem so verstanden
wissen möchte: Eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen bringt auch eine
Verbesserung der Moral mit sich.

Die gängige Auffassung von Kritikern,
das freie Spiel des Marktes sei zutiefst
unmoralisch, gewinnt in der Bevölke-
rung an Boden. Hat die Marktwirt-
schaft, hat der Kapitalismus heutiger
Prägung vor diesem Hintergrund über-
haupt eine Zukunftschance?
Es gibt auch gegenteilige Ergebnisse. Eine
aktuelle Studie des renommierten ameri-
kanischen Pew-Research-Center hat erge-
ben, dass die Deutschen neben den Chine-
sen und den Brasilianern gegenwärtig zu
den drei stärksten Verfechtern der Markt-
wirtschaft gehören – deutlich vor den US-
Amerikanern, Briten oder Japanern. Hier
hat sich das Bild in den vergangenen Jah-
ren erheblich gewandelt. Es scheint, als
hätten die Deutschen ihren Frieden mit
der Marktwirtschaft gemacht. w

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Sonderbriefmarke für Dr. Helmut Kohl:

Initiative der Senioren-Union wurde Realität
„Ehre, wem Ehre gebührt: Mit der Ausga-
be einer Sonderbriefmarke, die seit dem
11. Oktober 2012 an fast allen Postschal-
tern zu erwerben ist (Auflage: fünf Mio.
Stück), würdigt die Bundesrepublik
Deutschland die herausragende politi-
sche Lebensleistung von Bundeskanzler
a.D. Dr. Helmut Kohl. Die Ehrung leben-
der Personen auf deutschen Postwertzei-
chen geschieht nur in Ausnahmefällen.
Die Auszeichnung des „Kanzlers der deut-
schen Einheit“, der aufgrund seiner Ver-
dienste um die europäische Integration
auch „Ehrenbürger Europas“ ist, geht auf
Initiative der Senioren-Union und der
Jungen Union der CDU Deutschlands aus
dem Jahr 2010 zurück. Beide Vereinigun-
gen stellten einen entsprechenden An-
trag an den 23. Bundesparteitag der CDU
in Karlsruhe, der seinerzeit in einen Par-
teitagsbeschluss mündete.
Prof. Dr. Otto Wulff, Bundesvorsitzender
der Senioren-Union, zur Herausgabe des

Postwertzeichens: „Wir freuen uns als se-
niorenpolitische Vereinigung der CDU
sehr darüber, dass unser Anliegen jetzt
Realität wird und wir gemeinsam mit der
Jungen Union dazu beitragen konnten,

dass Helmut Kohl – einer der bedeutends-
ten deutschen Politiker der Nachkriegs-
zeit und einer der größten Staatsmänner
des 20. Jahrhunderts – nun in besonderer
Art und Weise für seine außergewöhnli-
chen Verdienste gewürdigt wird. Bei sei-
ner Wahl am 1. Oktober 1982 war ich als
CDU-Bundestagsabgeordneter dabei, als
die große Ära Kohl eingeläutet wurde.
Seine Ehrung ist auch ein wichtiges pro-
europäisches Signal der CDU an alle Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landes.
Denn trotz Wirtschaftskrise und gestiege-
ner Europa-Skepsis brauchen wir in Zu-
kunft mehr Europa und nicht weniger.
Die CDU ist und bleibt dabei die Europa-
partei in Deutschland. Dafür steht vor
allem – heute wie damals – Helmut Kohl.“
Der Vorsitzende der Jungen Union,
Philipp Mißfelder MdB, sagte, die Marke
sei eine „wunderbare Geste des Respekts“
gegenüber Kohls „nimmermüdem Einsatz
für Frieden und Freiheit“.

Kaufen und aufkleben! Jeder Postver-
sand erinnert so an eine große politi-
sche Leistung.
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EUROKRISE

Souverän: Herr Dr. Pieper, warum ist
Europa so kompliziert? Können Sie den
Eindruck nachvollziehen, dass viele
Menschen die Zusammenhänge rund
um die Eurokrise nicht verstehen und
die Vorteile der Europäischen Union zu-
nehmend hinterfragen?
Dr. Pieper: Durchaus. Wir müssen die EU
verständlicher rüberbringen. Dass wir sie
immer stärker brauchen, steht für mich
außer Frage. Deutschland hat schon bald
nicht einmal mehr 1 % der Weltbevölke-
rung. Wollen wir bei der Energie- und Roh-
stoffsicherheit und außenpolitisch nicht
an Einfluss verlieren, brauchen wir Europa.

Das gilt gerade auch für die Regulierung
der Finanzmärkte.

Ist der Euro immer noch
eine starke Währung?
Gegen Inflation hat der Euro wirksamer
geschützt als die DM. Der Euro ist wie ein
Ozeandampfer – schwerfällig. Manchmal
nicht ganz auf dem richtigen Kurs, weil es
unterschiedliche Meinungen auf der Brü-
cke gibt. Aber stabil und als eine führende
Weltwährung anerkannt. Den Stürmen der
Finanzkrise hätten einzelne Währungen
der heute 17 Eurostaaten nicht trotzen
können. Gerade die Gemeinschaftswäh-
rung konnte den Spekulationen gegen
einzelne Länder vorbeugen.

Durch die Finanzkrise sind einige Euro-
Länder dennoch ins Trudeln geraten. Sie
haben zu viele Schulden und gefährden
die Stabilität der Gemeinschaftswäh-
rung. Bekämpfen Sie in Brüssel wirklich
die Ursachen der Eurokrise?
Die mit den Rettungsgeldern verbunde-
nen Auflagen zeigen Wirkung, brauchen
aber Zeit. Erhöhung des Renteneintritts-
alters, Lohnzurückhaltung und eine stär-
kere Besteuerung von Vermögen finden
wir jetzt in allen Krisenländern. Diesen
Weg müssen wir mit den vereinbarten na-
tionalen Schuldenbremsen konsequent
durchhalten, was mit dem „EU-Fiskalpakt“
jetzt verstärkt wird. Nur so lässt sich das
Vertrauen der Eurostaaten untereinander
wieder herstellen. Dann müssen wir der
Kommission weitere Durchgriffsrechte
übertragen, für den Fall, dass sich Schul-
densünder nicht an die neuen Defizitre-
geln halten.

Das hört sich nach einem langen Weg an.
SPD und Grüne scheint das nicht zu
überzeugen. Sie fordern neue Schulden
für Konjunkturprogramme, Eurobonds
und eine Vergemeinschaftung der
Schulden. Hilft das nicht schneller?
Mit neuen Schulden bekämpfen wir nicht
die Ursachen der heutigen Probleme. Das
sind nur Strohfeuer. Wenn wir das Vertrau-
en der Menschen und der Märkte zurück-
gewinnen wollen, müssen wir auf Ausga-
bendisziplin und Reformen bestehen.
Auch Eurobonds, also die gemeinsame
europäische Staatsanleihe, wären das fal-
sche Signal. Deutschland müsste mehr
Zinsen für geliehenes Geld zahlen, Italien
und Griechenland weniger. Die Anreize für
Reformen in den Schuldenstaaten wären
dahin. Deutsche Arbeitnehmer würden für
Rentenreform und Lohnzurückhaltung
auch noch bestraft. Nein, Eurobonds und
gemeinsame europäische Schuldentil-
gungsfonds sind ungerecht und verlängern
bloß die schlimme Schuldenkrankheit. Die
rot-grünen Vorschläge kämen auch einer
Aufgabe deutscher Interessen und Hand-
lungsfähigkeit gleich. Die Geber- und Haf-
tungsländer hätten in den EU-Institutio-
nen nicht den Einfluss, Verschuldungspro-
zesse zu beeinflussen.

Viele in der CDU und der EU-Kommissi-
on wollen zur Bewältigung der Schul-
denkrise „jetzt mehr Europa“. Sie sehen
das kritisch. Warum?
Klar, wir brauchen mehr europäische Kom-
petenzen, damit sich die Eurozone aus den
Fängen der Finanzmärkte weiter befreit.
Wir sind aber mit den Reformauflagen des
ESM, den vereinbarten Schuldenbremsen

Interview:

„Erst weniger Schulden
– dann mehr Europa“

Die politische Union darf keine Schulden- und Transferunion
sein. MdEP Markus Pieper im Gespräch mit Souverän zu Euro,
EZB, Bankenunion und rot-grüner Aufgabe deutscher Interessen.

Dr. Markus Pieper, seit 2004 Abge-
ordneter im Europäischen Parlament,
ist gegen eine Schulden- und Trans-
ferunion. Er ist Experte für Wirt-
schaftsfragen und Regionalpolitik
und leitet seit 2010 die Europakom-
mission der CDU-Mittelstandsvereini-
gung (MIT). Pieper gehört zudem
seit 2006 dem CDU-Landesvorstand
NRW an.

gen Weg an.
nicht zu
Schulden



25souverän 4|2012

und automatischen Defizitverfahren auf
einem sehr guten Weg, den wir konsequent
weitergehen müssen. Jetzt mehr europäi-
sche Integration etwa durch europäische
Schuldentilgungsfonds oder gar gemeinsa-
me Einlagensicherungen und Eurobonds zu
fordern hieße, aus der Not eine schlechte
Tugend zu machen. Deutschland und ande-
re stabile Eurostaaten würden ihre Haus-
haltskompetenzen zu früh an eine EU ab-
geben, die in der Vergangenheit eben gera-
de nicht gezeigt hat, dass sie solide wirt-
schaften kann. Das halte ich für brandge-
fährlich.

Also zunächst Vertrauen
wiedergewinnen und dann mehr
europäische Integration?
Ja, auch wenn es schwierig und langwierig
ist. Erst müssen die Reformen wirken. Mehr
europäische Kompetenzen dürfen nicht auf
Schulden aufbauen, so wie die EU-Kommis-
sion, Rot-Grün und auch einige altgediente
Europäer das wollen. Vielmehr dürfen nur
solvente Eurostaaten auf gleicher Augen-
höhe den Weg in die Wirtschafts- und Wäh-
rungsgemeinschaft vereinbaren. Dann
können, ja dann müssen wir auch wichtige
Haushaltskompetenzen an die Europäi-
schen Institutionen übertragen. Denn auf
Dauer wird der Euro nur stabil sein können,
wenn wir Kontrolle und Sanktion von nati-
onalem Fehlverhalten mehr in europäische
Hände legen. Die Eurostaaten müssen mit
ihren Reformen aber vorher den Nachweis
erbringen, dass sie gewillt sind, europäi-
sche Vorgaben zu akzeptieren. Eine weitere
Kompetenzübertragung auf EU-Institutio-
nen wird dann Volksabstimmungen erfor-
dern, auch in Deutschland.

Kommt denn aus Ihrer Sicht der
Kommissionsvorschlag für eine
Bankenunion zu früh?
Nicht zu früh, aber zu weitgehend. Es
reicht, eine europäische Bankenaufsicht
auf grenzüberschreitend aktive Großban-
ken zu konzentrieren. Den kleineren Insti-
tuten sollte ein verbindliches Regelwerk
etwa zur Einlagensicherung vorgegeben
werden, welches weiter die nationalen Auf-
sichtsbehörden kontrolliert. Eine gemein-
same Einlagensicherung, so, wie die Kom-
mission sie vorschlägt, lehne ich ab. Das
würde das bewährte dezentrale Modell der
Sparkassen und Volksbanken mit ihren
Haftungsverbünden gefährden. Warum soll
der deutsche Sparer aus Münster dafür haf-
ten müssen, wenn in Madrid die Banken-
aufsicht nicht funktioniert? Dieser Kom-
missionsvorschlag geht wirklich entschie-
den zu weit, auch wenn Präsident Barroso
jetzt ja zurückrudert.

Eine letzte Frage zur Europäischen Zen-
tralbank. Durch den Kauf von Staatsan-
leihen vergrößert sich für Deutschland
doch die Haftungsverantwortung weit
über den ESM-Rettungsschirm hinaus.
Zudem hat EZB-Präsident Draghi ange-
kündigt, unbegrenzt Staatsanleihen zu
kaufen, wenn nationale Notsituationen
das erfordern. Kann man bei solchen
„Superwaffen“ noch den Überblick be-
halten?
Ja, weil die Staatsanleihenpolitik der EZB
transparent ist und auch zu ihrer geldpoli-
tischen Aufgabe gehört. Bislang hat sie
Staatsanleihen in Höhe von 211 Milliarden
Euro aufgekauft, die sie dem Finanzmarkt
regelmäßig wieder entzieht, um Inflations-

gefahren vorzubeugen. Dennoch bleibt das
Haftungsrisiko. Deshalb müssen nicht nur
die Deutschen die EZB-Politik kritisch be-
gleiten. Ich halte eine Reform der Stimm-
rechtsanteile im EZB-Rat für erforderlich,
nach der die Gewichte gemäß Wirtschafts-
anteilen der Mitgliedsstaaten bestimmt
werden. Die jüngste EZB-Entscheidung,
Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt
unbegrenzt aufzukaufen, ist jedoch als
klares Signal gegenüber den Spekulanten
zu verstehen. Vergleichen Sie es mit den
Abschreckungsszenarien des Kalten Krie-
ges. Hier reichte das bloße Vorhandensein
von wirksamen Antworten aus, den Frie-
den zu sichern; weil die EZB hier Entschlos-
senheit demonstriert, werden sich Speku-
lanten hüten, gegen einzelne Staaten der
Eurozone zu spekulieren. Sie würden auf
jeden Fall verlieren. w
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Herr Kremer, die EVP hat auf ihrem Kon-
gress in Bukarest im Oktober ein neues
Grundsatzprogramm verabschiedet. Was
steckt dahinter?
Kremer: Das bisher gültige Grundsatzpro-
gramm der EVP stammt aus dem Jahr
1992. Seitdem ist viel passiert: Europa

hat die Teilung des Kalten Krieges über-
wunden und die Staaten Mittel- und Ost-
europas integriert. Wir sind enger zu-
sammengewachsen und haben heute ei-
nen Binnenmarkt, von dem gerade
Deutschland profitiert; eine gemeinsame
Währung, deren Defizite durch die glo-
bale Wirtschafts- und Finanzkrise deut-
lich zutage getreten sind und die wir
jetzt reparieren müssen. Außerdem sind
neue Herausforderungen für die Politik
hinzugekommen: der internationale Ter-
rorismus, Klimawandel und Rohstoff-

knappheit, der Aufstieg neuer globaler
Mächte wie China und Indien. Daher
möchte das neue Grundsatzprogramm
nicht nur definieren, wer und was wir
sind, sondern auch Antworten auf diese
neuen Herausforderungen geben.

Gerade in der jetzigen Krise erscheint es
wichtig, die europäische Idee wieder
verstärkt beim Bürger zu verankern.
Kann das neue Grundsatzprogramm da-
bei helfen?
Ein Grundsatzprogramm definiert die
Identität einer Partei und sollte die
Grundlage für das politische Handeln
sein. Die aktuelle Krise schafft bei vielen
Bürgern den Eindruck, dass Europa das
Problem ist und nicht die Lösung. Dem
müssen wir entgegentreten und deutlich
machen, dass auch ein relativ großes
Land wie Deutschland in einer sich ver-
ändernden Welt nicht mehr genug Ge-
wicht hat – nur wenn wir gemeinsam
auftreten, können wir in Zukunft noch
unsere Interessen und unsere Werte ver-
teidigen. Falls wir glauben, dass wir es
alleine können, werden uns andere die
Richtung vorgeben. Und wir dürfen nicht
vergessen: Gerade für Deutschland mit
seiner starken Exportorientierung wäre
eine Renationalisierung verheerend: Wir
brauchen offene Märkte und den Euro,
damit wir unseren Wohlstand sichern
können. Das müssen wir viel offensiver
verteidigen.

Hand aufs Herz: Warum sind Sie über-
zeugter Europäer?
Wissen Sie, ich habe ein ziemlich ratio-
nales Politikverständnis. Großes Pathos
liegt mir nicht. Aber trotzdem sollten wir
nicht glauben, dass Frieden in Europa
eine Selbstverständlichkeit ist. Der Ju-
goslawienkrieg in den 1990er-Jahren hat
uns daran schmerzhaft erinnert. Ich
weiß, dass vielen Bürgern die Entschei-
dungen auf europäischer Ebene oft zu
kompliziert sind. Aber dann dürfen wir
nicht vergessen: Früher haben die Völker
Europas Kriege gegeneinander geführt.
Heute lösen wir die Konflikte gemeinsam
friedlich miteinander. Das ist nicht im-
mer einfach, aber es hat eine beispiello-
se Periode von Frieden und Wohlstand
geschaffen – dafür nehme ich kompli-
zierte Entscheidungen und Kompromisse
in Kauf. w
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Interview:

Drei Fragen an ...

Christian Kremer, stv. Generalsekretär
der Europäischen Volkspartei (EVP)

Dr. Hermann Berié verstorben

Die ESU trauert um ihr Präsidiums-
mitglied Dr. Hermann Berié (Bonn),
der am 8. Oktober 89-jährig verstor-
ben ist. Seine besondere Stärke be-
stand in der Analyse sozialpoliti-
scher Entwicklungen in Europa.
ESU und AGE zogen daraus Schluss-
folgerungen für ihr Wirken. Der Eu-
ropäische Sozialkompass trägt sei-
ne Handschrift. Im Auftrag des
Arbeits- und Sozialministeriums
war er jahrelang in Italien tätig, wo
ihm eine Auszeichnung zuteil wur-
de. Dr. Berié war Träger des Bundes-
verdienstkreuzes. Dr. Worms hielt
in Bonn die Trauerrede.

Am 8. und 9. September 2012 lud Bundespräsi-
dent Joachim Gauck zum Bürgerfest in die histo-
rischen Räume und den Garten des Schlosses
Bellevue in Berlin. 20 Organisationen, darunter
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Or-
ganisationen (BAGSO), in der sich auch die Seni-
oren-Union engagiert, stellten dabei ihre Arbeit
vor. Fast 10.000 interessierte Bürger kamen an
den beiden Tagen. Unser Foto zeigt Hermine Hek-
ker, Landesvorsitzende der Senioren-Union in
Hamburg, und Prof. Dr. Ursula Lehr, Vorsitzende
der BAGSO und SU-Mitglied, am BAGSO-Stand.
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Feierstunde in Wien: 60 Jahre ÖSB
Der Österreichische Seniorenbund (ÖSB) konnte kürzlich in Wien sein 60-jähriges
Bestehen begehen. Im Rahmen der Feierstunde hatte sich ÖSB-Obmann Dr. Andreas
Khol etwas Besonderes ausgedacht. Statt einer Grundsatzrede trugen neun junge
Leute aus den Bundesländern des Alpenstaates vor, bei welchen Problemen sie –
ganz im Sinne einer Union der Generationen – den Seniorenbund um Unterstützung
bitten. So wünschte sich die Jugend von der Senioren-Generation, die Vielseitigkeit
der Bildungslandschaft frei wählbar zu erhalten statt einer verordneten Einheitlich-
keit; Flexibilität in der Festlegung des Pensionsalters zuzulassen, sich an der Ab-
stimmung zur Neugestaltung des Bundesheeres zu beteiligen oder auch den Zivil-
dienst als Chance zu erhalten, den Einstieg in soziale Berufe zu finden. ÖSB-Obmann
Khol und seine Stellvertreter sicherten den jungen Leuten zu, sie nicht im Stich zu
lassen. Die Vorträge hätten deutlich gezeigt, dass alle Anliegen der ESU auch ein
Echo in der jungen Generation fänden. Große Aufmerksamkeit fand eine von Dr.
Marilies Flemming, Europa-Beauftragte des ÖSB und ESU-Vizepräsidentin, verlese-
ne, sehr herzliche Grußbotschaft des Präsidenten der ESU, Dr. Bernhard Worms.

Terminvorschau

Für 2013 sind Regionalkonferenzen
der ESU in Barcelona (Spanien) und
Turku (Finnland) vorgesehen. Der
ESU-Kongress mit Neuwahl des Prä-
sidiums wird am 8. und 9. November
2013 in Brüssel stattfinden.

Kurz notiert
Nach Rückgabe gestohlener dienstli-
cher und privater Unterlagen hat die
Ukrainische Senioren Union (UARP)
ihre Tätigkeit am 1. Oktober wieder-
aufnehmen können.

Nachrichten aus der ESU

EVP-Kongress bringt Bukarester Resolution ein:

Den Hunger überall überwinden !
Mit über 600 Delegierten – darunter einer
Gruppe aus der Europäischen Senioren
Union (ESU) – und zahlreichen Spitzenpo-
litikern traf die Europäische Volkspartei
(EVP) auf ihrem Kongress Mitte Oktober
wichtige Entscheidungen für „Mehr Euro-
pa“ (so der Kongress-Titel). Nach mehrjäh-
riger Diskussion, an der die ESU beteiligt
war, beschloss der Kongress einstimmig
das EVP-Grundsatzprogramm und ein auf
Kernaussagen konzentriertes politisches
Manifest. Unter den 14 vom Plenum gebil-
ligten Anträgen befindet sich auch eine
Resolution der ESU. Sie fordert konkrete
Schritte zur Überwindung des Hungers in
der Welt binnen zehn Jahren. Zwei weitere
ESU-Anträge wurden an Arbeitskreise
überwiesen.
In einer Ansprache vor dem Plenum bekun-
dete ESU-Präsident Dr. Bernhard Worms
Zustimmung zum Grundsatzprogramm als
Kompass für die Europawahlen 2014. Für
ihn bedeutet „Mehr Europa” gemeinsames
Handeln für Frieden, soziale Sicherheit
und Gerechtigkeit aller Bürger, also die
Verwirklichung christlicher Überzeugun-
gen. Dr. Angela Merkel erinnerte an das
2002 abgegebene Versprechen, die EU mit
der Sozialen Marktwirtschaft überall zum
Modell zu machen, und forderte, die De-

mokratisierung, auch im Gast-
geberland Rumänien, nach
Kräften zu unterstützen und
unumkehrbar zu machen.
Mehrere Redner dankten der
CDU und der Kanzlerin persön-
lich für mannigfache Solidari-
tätsbeweise. EVP-Präsident
Wilfried Martens (Belgien),
Generalsekretär Antonio Lopez-Isturiz
(Spanien), Schatzmeister Ingo Friedrich
und Vizepräsident Peter Hintze (beide
Deutschland) wurden von den Delegierten
in geheimer Wahl in ihren Ämtern bestä-
tigt. In ihren Ansprachen setzten sich
Staatspräsidenten, Regierungschefs, Mi-
nister, EU-Parlamentarier, EU-Kommissi-
onspräsident und Parteivorsitzende aus
der EVP-Familie für die Stärkung und Wei-
terentwicklung der EVP ein. Sie gilt als
wichtigste politische Kraft Europas und
bildet im EU-Parlament mit Abstand die
größte Fraktion. Mit der Anwesenheit von
Repräsentanten nordafrikanischer Völker,
der Tochter von Julia Timoschenko (Ukrai-
ne) und oppositioneller Kräfte weiterer
Länder bekundete der Kongress seine auch
in Redebeiträgen beschworene internatio-
nale Solidarität mit Freiheitskräften in al-
ler Welt. Am Vorabend des Kongresses

nahm die EVP die „Demokratische Liga
Kosovo” als Beobachter auf. Damit ist sie
in 41 Ländern mit 75 Vollmitgliedern
bzw. Observern präsent. ESU-Präsident Dr.
Worms und Präsidiumsmitglied Dr. Edel-
traud Paul (Österreich) hatten eine Begeg-
nung mit Dr. Constantin Fatu, dem Vorsit-
zenden der PNTCD-Senioren (Rumänien),
und sprachen mit Despina Munteanu, Vi-
zepräsidentin der neuen rumänischen Par-
tei FORTA CIVICA, sowie mit der irischen
Staatministerin Lucinda Creighton, nun-
mehr eine der zehn EVP-Vizepräsidenten.
Beide Parteien stehen vor der Gründung
von Seniorenorganisationen und streben
die Zusammenarbeit mit der ESU an.
Ulrich Winz w
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Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und
ESU-Präsident Dr. Bernhard Worms bei
der EVP in Bukarest.
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Herr Janßen, wie wird man Bundes-
geschäftsführer der CDU-Senioren?
Man liest die Stellenausschreibung im
Internet auf der Homepage der CDU-Se-
nioren, fühlt sich von der Aufgabe ange-
sprochen und bewirbt sich. So geht´s!

Was reizt Sie an der Aufgabe?
Die Möglichkeit, in unserem Staat für die
immer größer werdende Bevölkerungs-
gruppe der Senioren tätig zu sein und
dabei mitzuwirken, den Generationenver-
bund zu erhalten und die Generationen
hier und da neu zu verbinden. Dass ich
dies unter dem Dach der Union machen
kann, ist wahrlich schön! Als stärkste
Seniorenorganisation der Parteien kommt
uns als Senioren-Union hier eine leitende
Funktion zu, parteiintern wie auch in die
Gesellschaft nach außen. Wir wollen noch
viel bekannter werden! Der Erfahrungs-
schatz der älteren Generationen muss
genutzt und bewahrt werden, um jünge-
ren Generationen das Leben zu vereinfa-
chen. Häufig scheint mir das Bewusstsein
dafür da zu sein, allein an der Umsetzung
ist noch viel zu tun!

Was ist Ihr Lieblingsgericht?
Birnen, Bohnen und Speck – nordisch-
köstlich! Als Dessert Rote Grütze mit Va-
nillesoße.

Ihre liebste Sportart?
Passiv-Fußball – wenn unsere Fußball-
Nationalmannschaften kicken – der bes-
sere Nationaltrainer bin ich aber nicht.
Aktiv Nordic Walking und Radfahren, mal
mehr, mal weniger.

Welche Persönlichkeit der Gegenwart
bewundern Sie am meisten?
Angela Merkel.

Welche Persönlichkeit der
Vergangenheit?
Friedrich den Großen.

Welches ist Ihr liebster Ort in
Deutschland?
DEN liebsten Ort gibt’s nicht – in Berlin
ist es für mich das Brandenburger Tor
als Symbol für unser wiedervereinigtes
Deutschland, in Kiel der Fördestrand, in
Köln und Düsseldorf genau wie in Frank-
furt am Main oder Konstanz das Wasser,
egal, ob fließend oder als See. Besonders
interessant finde ich es aber, wenn Men-
schen, die ich landauf, landab treffe, mir
ihren Heimatort zeigen.

Ihre Helden der Wirklichkeit?
Allgemein alle, die selbstlos ehrenamtlich
da sind, wenn andere in Not sind – zum
Beispiel freiwillige Feuerwehrleute, aber
auch Menschen, die von der Öffentlichkeit
weitgehend unbeachtet in ihrem Umfeld
für andere da sind und Beistand leisten.

Ihre Helden der Geschichte?
Da gibt es so viele, es ließen sich Bücher
damit füllen.

Welche Reform bewundern
Sie am meisten?
Bismarcks Sozialgesetzgebung.

Ihr Lieblingsmaler?
Emil Nolde.

Ihr Lieblingsschriftsteller?
Von Karl May habe ich jedenfalls wohl
alle Romane gelesen.

Ihr Lieblingskomponist?
Ludwig van Beethoven.

Ihre Lebensweisheit?
Keine Weisheit, aber ich sehe das Glas
eher halb voll als halb leer; finde Kraft in
der Ruhe, am Wasser und in der Natur und
sehe die Sonne auch hinter Regenwolken
scheinen! w

Der neue Mann am Ruder
Jan Christian Janßen ist seit dem 1. August
neuer Bundesgeschäftsführer der Senioren-
Union der CDU. Zuvor war er Kreisgeschäfts-
führer der CDU in Herford, Nordrhein-West-
falen. Von 2009 bis 2012 war er u.a.
Fraktionsvorsitzender der CDU im Stadtrat
in Spenge. Der gebürtige Kieler ist Diplom-
Jurist, 43 Jahre alt, ledig, aber in festen
Händen, und Vater einer dreijährigen Tochter.

Mehr zu seiner Person und Aufgabe im
nachfolgenden Fragebogen ...

AUS DER SENIOREN-UNION
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COMPUTER UND INTERNET

Die letzten Beiträge meiner
Serie zum Thema Computer

und Technik haben Sie auf dem
Weg von der richtigen Geräte-
wahl über die Einrichtung Ihres
Computers mit den wichtigsten
Programmen bis zum Versand Ih-
rer ersten Mail begleitet. Ein letz-
ter Punkt für Ihre Basisausstat-
tung Computer fehlt noch in dieser
Abfolge: das Surfen im Internet.
Als Einfallstor zum World Wide Web
(Internet) benötigen Sie, unabhän-
gig von Ihrem Computertyp, einen
sogenannten Browser. Dieser fun-
giert als Ihre persönliche Schaltzen-
trale, wo Sie sich auch immer im
Internet hinnavigieren möchten. Die
am häufigsten derzeit verwendeten
Browser sind der Internet Explorer der
Firma Microsoft und Firefox aus dem
Hause Mozilla. Wenn Sie Besitzer eines
Apple-Rechners sind, greifen Sie über
den Safari-Browser auf das Internet zu.
Die Grundausstattung aller Browser ist
ähnlich, sodass Sie nicht allzu viele Ge-
danken an die richtige Browserwahl ver-
schwenden sollten.
Das wichtigste Bedienelement eines je-
den Browsers ist die Adressleiste, in die
Sie die Adresse bzw. die URL der Website
eingeben, auf die Sie zugreifen möchten.
Die Adresse einer jeden Website ist immer
gleich aufgebaut: Sie beginnt mit einem
www., fährt fort mit dem tatsächlichen
Namen der Seite, bspw. google, und en-
det mit der Länderkennung. Für Deutsch-
land würden Sie, um auf die Suchmaschi-
ne Google zu gelangen, demnach www.
google.de in Ihre Adresszeile eingeben.
Um sich zu einer bestimmten Webseite zu
bewegen, ist es nicht zwingend nötig,
deren genaue Adresse zu kennen. Wenn
Sie bspw. von Ihren Enkeln gehört haben,
dass die Deutsche Bahn im Internet auch
die Ticketbuchung anbietet und Sie dies
ausprobieren möchten, aber nicht mehr
genau wissen, ob www.deutschebahn.de
oder www.bahn.de nun die genaue Adres-
se war, hilft Ihnen die Suchmaschine
Google. Wenn Sie auf www.google.de

nach dem Suchwort Bahn oder Deutsche
Bahn suchen, werden Sie in den Sucher-
gebnissen automatisch mit dem Link (di-
rekte Verbindung zur Website) versorgt.
Genauso verhält es sich, wenn Sie auf gut
Glück unterwegs sind und sich im Netz
nach Angeboten zu Ihrem Hobby Segeln
oder Schach erkundigen wollen. Geben
Sie diese Suchtermini bei Google ein, und
die Trefferliste wird Sie mit ausreichend
Lesematerial versorgen.
Wenn Ihnen ein Treffer der Suchanfrage

gefällt, bieten alle Browser Ihnen die
Möglichkeit, die Website über die Lese-
zeichen- oder Favoritenfunktion für den
nächsten Besuch abzuspeichern. Wenn
Sie diese Speicherfunktion in Anspruch
nehmen, werden Sie rasch Ihre Lieblings-
seiten im Netz hinterlegt haben und so
einen schnellen Zugriff ohne die Verwen-
dung einer Suchmaschine sicherstellen.
Ist Ihnen das zu umständlich, hilft Ihnen
auch die Browserfunktion der automati-
schen Adressvervollständigung. Alle Ad-
ressen, die Sie in die Adressleiste einge-
ben, werden von Ihrem Browser für den
späteren Einsatz hinterlegt. Sobald Sie
also bspw. das Wort Google anfangen zu
schreiben, vervollständigt der Browser
die Adresse, und Sie müssen nur noch mit
der Taste Enter bestätigen.
Trotz der Autovervollständigen- und Fa-
voritenfunktion lege ich Ihnen ans Herz,
die Suchmaschine Google als Startseite in
Ihren Browsereinstellungen zu hinterle-
gen. Google öffnet sich dann automatisch
nach jedem Neustart Ihres Browsers. Un-
abhängig von Ihrem Ziel im Netz bietet
Google den optimalen Startpunkt: Von
hier ist es ein Leichtes, auf die Onlinever-
sion der Wochenzeitung „die Zeit“ zu ge-
langen wie auch im Handumdrehen ein
Buch bei Amazon zu bestellen.
Weitere Tipps und Tricks im Umgang mit
dem eigenen Browser finden Sie u.a. in
dem Buch „Mein erster Computer“. w

© Die Bildrechte sind den Urhebern vorbehalten.
© Die erwähnten Softwarenamen sind urheber-

rechtlich geschützt.

Teil 4 Hilfe im Technikdschungel:

Im Internet browsen

Der Autor: Oliver Bruemmer ist Verle-
ger, doppelter Buchautor und arbei-
tet hauptberuflich als Unterneh-
mensberater.

Ratgeber für sicheres Surfen

Eine kostenlose Broschüre „Wegwei-
ser durch die digitale Welt für ältere
Bürgerinnen und Bürger“ kann über
den Publikationsversand der Bun-
desregierung, Postfach 48 10 09,
18132 Rostock, E-Mail: publikatio-
nen@bundesregierung.de, oder
telefonisch unter der Rufnummer
0 18 05-77 80 90 bestellt werden. Sie
kann außerdem von den Internet-
Seiten der BAGSO (www.bagso.de)
und des Bundesverbraucherschutz-
ministeriums (www.bmelv.de / unter
Publikationen) heruntergeladen
werden.

e
n
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VERKEHR

Was spricht eigentlich gegen verbind-
liche Altersüberprüfungen? Es müss-

te nachgewiesen werden, dass das Kollek-
tiv der älteren Kraftfahrer ein größeres
Gefahrenpotenzial darstellt als andere
Altersgruppen. Aber erst ab 75plus steigt
die Unfallrate, u. zw. nur bei denjenigen,
die weniger als 3.000 Kilometer pro Jahr
fahren. Diese Risikogruppe „75plus mit
wenig Fahrerfahrung“ kann hier durchaus
mit den jüngeren Männern (18 bis 24 Jah-
re) konkurrieren.
Es gibt einfach große individuelle Unter-
schiede im Alterungsprozess und damit
auch, wann und in welchem Grad die
Fahrtüchtigkeit nachlässt. Deshalb stel-
len generelle gesetzliche Tests ab einem
bestimmten Alter eine übergeneralisie-
rende, d. h. altersdiskriminierende und
damit falsche Maßnahme dar, nicht zu-
letzt, weil der finanzielle und administra-
tive Aufwand in keinem Verhältnis zum
„Ertrag“ im Sinne der Schadensvermei-
dung stehen.

Senioren am Steuer sind
öfter Opfer als Täter
Die Statistiken – differenziert betrachtet
– widerlegen also den Mythos eines be-

sonders hohen Unfallrisikos generell bei
älteren Fahrern. Restriktive Maßnahmen
gegen alle – weil ja so gefährlichen – äl-
teren Kraftfahrer lassen sich so nicht be-
gründen. Im Gegenteil: Ältere Menschen
sind eher gefährdet. Denn sie haben im
Verhältnis zu ihrem Bevölkerungsanteil
ein stark erhöhtes Verletzungs- und To-
desrisiko. Dies wird in ihrer Rolle als
„schwächere“ Verkehrsteilnehmer am
deutlichsten: Von allen getöteten Fuß-
gängern und Fahrradfahrern sind unge-
fähr 50 Prozent älter als 65 Jahre.

Ältere fahren nicht schlechter als
Jüngere, sie fahren anders
Ohne Frage haben viele ältere Verkehrs-
teilnehmer altersbedingte Einbußen. Sie
sehen schlechter, ihre Motorik lässt nach,
und verschiedene Medikamente führen zu
Nebenwirkungen, die sich auf ihre Fahr-
tüchtigkeit auswirken können. Allerdings
sind ältere Fahrer in der Lage, alters-
bedingte Beeinträchtigungen aufgrund
langjähriger Fahrpraxis durch eine ange-
passte Fahrweise auszugleichen; sie ent-
wickeln Strategien, um diese zu kompen-
sieren. So fahren sie z. B. eher am Tag als
nachts und meiden Fahrten bei schlech-

tem Wetter. Dennoch hat die Selbstein-
schätzung auch ihre blinden Flecke. Ins-
besondere wenn es darum geht, komplexe
Verkehrssituationen zu bewältigen, über-
schätzt sich (auch) mancher ältere Auto-
fahrer. Wenn unter Zeitdruck schnelle
Entscheidungen gefällt werden müssen,
wenn auf Kreuzungen keine sichtbaren
Vorfahrtsregelungen gegeben sind, oder
beim Linksabbiegen, bei Gegenverkehr: In
solchen Situationen ereignen sich dann
die für höhere Altersgruppen durchaus
typischen Unfälle.

Beratung statt gesetzlicher Prüfung
Zu empfehlen ist die Etablierung von
Netzwerken, bestehend aus Seniorenorga-
nisationen, Fahrlehrern und Hausärzten,
um geeignete Schulungen, Trainings und
Beratungen für Senioren durchzuführen
und damit deren Sicherheit im Straßen-
verkehr zu erhöhen. Wir plädieren vor
allem für ein Beratungskonzept, in wel-
chem dem Hausarzt eine Schlüsselrolle
zufällt. Er soll individuell über krankheits-
bedingte Gefahren und auch über Neben-
wirkungen von Medikamenten informie-
ren. Ratschläge der Hausärzte werden mit
hoher Wahrscheinlichkeit angenommen.
Es geht dabei nicht um Kassenleistung,
sondern um Selbstverantwortung.

Neue Verkehrskonzepte sind gefragt
Der Anteil älterer Verkehrsteilnehmer wird
aufgrund des demografischen Wandels
weiter ansteigen, d.h., in 20 Jahren ist
bereits ein knappes Viertel aller Verkehrs-
teilnehmer 65 Jahre oder älter. Wir brau-
chen eine Verkehrsumwelt, die allen Be-

Ältere Verkehrsteilnehmer:

Gefährdet oder gefährlich?
Nach Berichten über spektakuläre
Autounfälle von Senioren gibt es immer
wieder die Forderung, ab einem gewissen
Alter Fahrtüchtigkeitstests einzuführen.
Eine sinnvolle Forderung?

Der Autor: Prof. Dr. Georg Rudinger, Jahrgang 1942,
ist Gerontologe. Vom Mai 1974 bis Ende Juli 2010 war
er Professor für das Fach Psychologie am Institut für
Psychologie der Universität Bonn. Er ist Gründer und
Sprecher des Zentrums für Alternskulturen (ZAK). Seit
Mitte 2010 ist er Geschäftsführender Gesellschafter
des Umfragezentrums Bonn (UZ Bonn).
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völkerungs- und Altersgruppen eine si-
chere Mobilität ermöglicht, welche – sei
es mit, sei es ohne Auto – in unserer heu-
tigen Gesellschaft Lebensqualität bedeu-
tet. Barrierefreiheit und benutzerfreund-
liche öffentliche Verkehrsmittel spielen
dabei ebenso eine zentrale Rolle wie alles,
was mit dem motorisierten Individualver-
kehr zusammenhängt. Dafür ist es wich-
tig, generationenübergreifende Konzepte
zu entwickeln, z. B. sollten Verkehrspoli-
tik und Verbände sich nicht primär mit der
Gefährlichkeit der Älteren beschäftigen,
sondern mit der erhöhten Gefährdung äl-
terer Menschen als schwacher und unge-
schützter Verkehrsteilnehmer – dies käme
auch den Kindern als schwachen Ver-
kehrsteilnehmern zugute.
Bei diesen Planungen sollten auch die Äl-
teren aktiv einbezogen werden, die wis-
sen, was für sie und für die Gesellschaft
gut ist. Also auch hier heißt es, ganz im
Sinne des 6. Altenberichts: Potenziale des
Alters nutzen! w

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)

plant die Einführung einer sogenannten
Großelternzeit (vgl. auch S. 10 dieser Aus-
gabe). Sowohl bei der Jungen Union (JU)
als auch bei der Senioren-Union (SU) stößt
das Vorhaben auf offene Ohren. JU-Chef
Philipp Mißfelder MdB und SU-Bundesvor-
sitzender Prof. Dr. Otto Wulff erklärten
deshalb gemeinsam: „Junge Union und
Senioren-Union begrüßen ausdrücklich
das von Bundesfamilienministerin Dr. Kris-
tina Schröder MdB geplante Gesetz zur
Einführung der Großelternzeit. Der Vor-
schlag ermöglicht erwerbstätigen Eltern
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und fördert durch die Einbindung
der engeren Familie in die Kinderbetreu-
ung zudem den Zusammenhalt der Gene-
rationen. Um den Spagat zwischen beruf-
licher Tätigkeit und Familie zu meistern,
sind viele Eltern auf externe Hilfe bei der
Kinderbetreuung angewiesen. Das Großel-
ternzeitgesetz sieht vor, den Großeltern
Kündigungsschutz und Erhalt des Arbeits-
platzes für die Zeit der familieninternen
Kinderbetreuung zu garantieren und damit
der älteren Generation hier stärkere Anrei-
ze für eine aktive Einbindung zu geben.
Damit bringt die Bundesregierung zudem
eine weitere Maßnahme auf den Weg, um
gerade jungen Müttern die Rückkehr in
ihren Beruf zu erleichtern.
Bereits heute hilft rund die Hälfte aller

Großeltern bei der Kinderbetreuung mit,
diese stellen somit eine wichtige Stütze bei
der Vereinbarkeit mit dem Beruf für Eltern
dar. Durch das Großelterngeld werden die
Rahmenbedingungen für berufstätige
Großeltern erleichtert, und somit wird
auch dem Wunsch vieler Rechnung getra-
gen, die Erziehung ihrer Enkel aktiv mitzu-
gestalten und gleichzeitig nicht den An-
schluss an die Arbeitswelt zu verlieren.
Junge Union und Senioren-Union begrü-
ßen den Gesetzesentwurf als eine familien-
und arbeitspolitisch sinnvolle Neuerung
sowie Generationen verbindende Maßnah-
me und unterstützen das Vorhaben nach-
drücklich. Das Thema sollte nach Möglich-
keit im Zuge des nächsten Koalitionsaus-
schusses auf den Tisch kommen!“ w

Großelternzeit:

Mehr Generationen-
Zusammenhalt!
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Konservatismus in der CDU
Zur Souverän 3-2012, S. 18
Bei Ihrer Frage wäre zunächst festzuhal-
ten, was man unter dem Konservatismus
der CDU versteht oder „zu verstehen hat“.
Ich meine
- Wir von der CDU setzen nicht auf die

umfassende staatliche Regulierung und
Umverteilung. Beispiel: Wir sträuben
uns – wie es nur geht –, gesetzlich die
Mindestlöhne einzuführen. Die Mindest-
löhne sind als ein Teil der Tarifverträge
anzusehen.

- Die CDU setzt sich für die globale sozia-
le Marktwirtschaft ein und damit für die
christliche Soziallehre. Die Leitworte
dafür heißen Solidarität und Subsidiari-
tät. Danach muss der oder die zunächst
leisten, was er oder sie zu leisten ver-
mag, und muss sich so weit wie möglich
selbst verantworten. Das gilt natürlich
auch für die Familie, dann aber auch für
Verbände, Kommunen, Regionen usw.

- Nur wenn man nicht selbst in der Lage
ist, seine Aufgaben zu erfüllen, dann –
aber erst dann – hat „man“ Anspruch auf
Hilfe durch die nächsthöhere „Einheit“.

- Der Einzelne, die Einzelne sollte alles

tun, um die Hilfe der Gemeinschaft nicht
in Anspruch nehmen zu müssen. Hier
füge ich für alle Beteiligten hinzu, die
Würde des Menschen ist zu achten.

- Die Kardinaltugenden Mäßigung, Tap-
ferkeit, Gerechtigkeit und Weisheit so-
wie die Sekundärtugenden Pünktlich-
keit, Fleiß und Ordnungsliebe gehören
m. E. zu unserer christlichen Leitkultur.

Liebe Senioren-Union-Freunde, ich fühle
mich in der CDU auch nach fünfzig Jahren
Mitgliedschaft wohl, weil die CDU sich noch
am meisten nach diesen Werten richtet.
Rudolf Schwarz,
70771 Leinfelden-Echterdingen

Konservativ sein bedeutet für mich nicht
nur das Bewahren von kulturellen und
moralischen Grundwerten, sondern es be-
inhaltet die Verpflichtung zu einer ausge-
wogenen Denkweise. Gemeint ist damit
nicht das kritiklose Festhalten an alten
Denkmustern, sondern es sollen die Er-
fahrungen der Vergangenheit bewahrt
werden, um sie situationsgerecht in das
Denken und Handeln der Gegenwart ein-
zubringen. Das fördert eine abwägende,
bedachtsame und unaufgeregte Denkwei-
se. Das ist für mich der Kern der Mei-
nungsbildung im modernen Konservatis-
mus. Abwägung und Bedachtsamkeit sind
von großer Bedeutung, denn wir leben
leider in einer Welt, in der positive Denk-
ansätze und Zielvorstellungen durch
Übertreibung ins Gegenteil verkehrt wer-
den. Dazu Beispiele:
- Mehr Demokratie wagen durch Bürger-

entscheide hört sich sympathisch an.
Wenn dieser Glaubenssatz aber dazu
führt, dass jedes Vorhaben in der Repu-
blik vom Willen betroffener Bürger ab-
hängt, gerät das Allgemeinwohl in Ge-
fahr. Die notwendige Versorgung mit
Stromnetzen, Kraftwerken und Ver-
kehrseinrichtungen könnte daran schei-
tern …

- Umwelt- und Naturschutz sind als Staats-
ziel grundsätzlich zu bejahen. Wenn der
Schutz überzogen und außer Acht
gelassen wird, dass Industrie, Handel
und Dienstleistungen unsere Existenz
sichern, wird das negative Folgen
haben …

- Sicher sollen Minderheiten nicht diskri-
miniert werden. Falsch ist aber, wenn
durch das Instrument der political cor-
rectness kritische Meinungen unter-
drückt werden sollen …

Deshalb ist das abwägende und unaufge-
regte Denken der Konservativen als Gegen-
gewicht zu den einseitigen und emotiona-
len Denkmustern der Visionäre unverzicht-
bar …
Wolfgang Trautmann,
44577 Castrop-Rauxel

Souverän ist sehr dafür zu danken, dass
Franz Walter zum Thema „Konservatismus
in der CDU“ zu Wort kommen konnte.
Denn zeitgleich hat der bekannte Publi-
zist Konrad Adam „Über die Einsamkeit
der Konservativen in der Union“ geschrie-
ben. Die Senioren-Union trägt mit der
durch Walter eröffneten Debatte dazu bei,
einer solchen Einsamkeit zu wehren. Da-
bei hat Walter recht, wenn er die Schwie-
rigkeiten für den Konservatismus in
Deutschland an soziodemografischen
Konstellationen festmacht …
Der Passauer Politologe Werner Patzelt hat
indessen auf einen sinnvollen Leitgedan-
ken konservativer Politik hingewiesen,
der für mich Tradition notwendig ergänzt:
Nachhaltigkeit … Der Begriff ist derzeit
vornehmlich in der Umweltpolitik ge-
bräuchlich, darf aber nicht den Ökologis-
ten überlassen bleiben. Wie das geht, hat
Benedikt XVI. in seiner Bundestagsrede
vorgemacht. Die Grünen mögen sich ge-
schmeichelt gefühlt haben, als der Papst
die Umweltbewegung als „Schrei nach
frischer Luft“ deutete, bekamen dann
aber eine gewaltige Klatsche, als Benedikt
aus der Ökologie im herkömmlichen Sinne
eine „Ökologie des Menschen“ entwickel-
te. Ganz so wäre Nachhaltigkeit als allge-
meines Politikprinzip zu begreifen: Bei
jeder Entscheidung sind deren langfristi-
ge oder dauerhafte Wirkungen entschei-
dend mitzubedenken – im Bildungswe-
sen, in der Finanzwirtschaft usw. Die
Balance zwischen Tradition und Nachhal-
tigkeit richtet das Augenmerk auf das,
was bleibt. Und genau das macht aus, was
man konservativ nennt.
Bernhard Mihm, 33100 Paderborn

Wie krank ist unser
Gesundheitssystem?
Zur Souverän 3-2012, S. 24
Mit dieser Frage unterstellt der Autor, dass
unser Gesundheitssystem krank ist. Damit
hat er zweifellos recht und macht einen
allerdings untauglichen Änderungsvor-
schlag. Er will Tabakwaren, Alkoholika und
„dick machende Lebensmittel“ mit einem

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands

Leserbriefe
Konrad-Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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Preisaufschlag versehen, um mit diesem
Geld den Gesundheitsfont zu stärken. Da-
bei vergisst der Autor, dass es bei Tabak-
waren bereits einen solchen Aufschlag
gibt. Dies war jedenfalls die offizielle Be-
gründung für die damalige Steuererhö-
hung auf Tabakwaren. In der Einleitung
des Artikels spricht der Autor von unserem
„solidarischen“ Gesundheitssystem. Hier
aber irrt der Autor ganz gewaltig, denn es
existiert auf dem Gesundheitssektor keine
Solidarität. Unter Solidarität versteht man
ein System, an dem alle Personen teilha-
ben. An unserem solidarischen Gesund-
heitssystem aber nehmen nur die minder-
bemittelten Personen, (fast) alle Arbeit-
nehmer mit Durchschnittseinkommen und
nur wenige Arbeitnehmer mit höherem
Einkommen teil. Die Oberschicht, Freibe-
rufler, Selbständige und auch Beamte ent-
ziehen sich der Solidarität.
Heribert Bürger, 42781 Haan

Generationenprojekt Energiewende
Zur Souverän 3-2012, S. 6
Was haben wir über 80-jährigen Senioren
mit der Energiewende zu tun? Bisher wur-
den erhebliche Steuergelder für Energie-
sparmaßnahmen im Haus aufgewendet.
Für uns Hausbesitzer lohnen sich ein So-
lardach, neue Heizung oder Fenster etc.
nicht, denn die eigenen Investitionen aus
unseren Sparmitteln würden sich erst lan-
ge nach unserem Tod amortisiert ha-
ben. Für uns sind jetzt altersgerechte
Umbaumaßnahmen im Haus wichtiger,
für die zwar Kredite zur Verfügung gestellt
werden, die wir aber auch kaum in An-
spruch nehmen können. Daher wären zu-
mindest Entlastungen bei der Einkom-
mensteuer wichtig. Und hier werden auch
nur die Handwerkerleistungen nach § 35
EStG berücksichtigt, während wir auf den
erheblichen Materialkosten sitzen blei-
ben, anstatt die Gesamtkosten als außer-
gewöhnliche Belastungen anzuerkennen.
Da machen die Finanzämter wegen feh-
lender gesetzlicher Regelungen aber nicht
mit. Das ist auch eine Art Altersdiskrimi-
nierung, gegen die sich jedoch bisher
niemand eingesetzt hat …
Hans-Joachim Krug,
53545 Linz am Rhein

Generationengerechtigkeit,
Rente, Altersarmut
Zur Souverän 3-2012, S. 8-15
Der Artikel „Zukunfts- statt Auslaufmo-

dell“ (S. 8 ff.) erscheint mir als purer „Sei-
tenfüller“, weil dieses KAB-Modell (vom
März 2007) heute überholt ist. Der ent-
scheidende Schwachpunkt dieses Renten-
Modells ist die 3. Säule, denn wie kann
heute eine private Altersversorgung auf-
gebaut werden?
Angesichts eines Stundenlohns von
8,50 € … Angesichts der gesunkenen
Zinssätze infolge der Bankenkrise …
Wie kann eine betriebliche Altersversiche-
rung aufgebaut und gesichert werden?
Welche mittelständischen Betriebe sind in
der Lage, solche Vorsorge zu treffen?
Was passiert mit den Einzahlungen bzw.
Rücklagen, wenn der Betrieb Konkurs
anmelden muss (vgl. hierzu den Fall
Schlecker)? …
Ich hätte eine kritisch-abgewogene Über-
prüfung des KAB-Modells … erwartet.
Norbert Sonntag, 47441 Moers

Warum der Islam nicht zu
Deutschland gehört
Zur Souverän 3-2012, S. 26
Ich schließe mich der Meinung von Frau
Maron voll und ganz an, es würde mich
sehr freuen, wenn namhafte Menschen –
vor allem aber Politiker – zum Thema Is-
lam Stellung nehmen würden. Ich bin
erschrocken, wie leicht mit unserer Si-
cherheit umgegangen wird. Der beste Be-
weis sind die Vorkommnisse und Verhält-
nisse im Vorderen Orient und Nordafrika!
Man hat gedacht, die Region demokrati-
sieren zu können, und erlebt jetzt das
Gegenteil …
Klaus Buhr, 22941 Bargteheide

Mit großem Interesse und hocherfreut las
ich Monika Marons Beitrag zu diesem nach
wie vor aktuellen Thema. Stimme ihren
Ausführungen völlig zu. Stimme auch Vol-
ker Kauders Korrektur des unsäglich po-
pulistischen Satzes von Christian Wulff zu.
Schief und missverständlich war seinerzeit
zwar auch der Begriff der „Leitkultur“,
aber er meinte schon das Richtige, stellte
er doch dem Geschwätz von der multikul-
turellen Gesellschaft eine Gegenposition
gegenüber, die weiter diskutiert werden
und gegen die vielseitige Kritik kämpfe-
risch vertreten werden muss. Monika Ma-
ron zerpflückt akribisch die Konsequen-
zen der leidigen Wulff'schen These. Ein
weiteres Beispiel ihrer Folgen lieferte uns
Mannheim am letzten Wochenende (Anm.
der Red.: Gemeint ist das Wochenende

8./9.9.2012): Aus einem friedlichen Kur-
denfest wurden plötzlich gewalttätige
Ausschreitungen gegenüber den deut-
schen Ordnungshütern mit vielen Verletz-
ten. Aus geringfügigem Anlass – eine ver-
botene Fahne eines Jugendlichen soll es
gewesen sein – brechen sich dabei andere
kulturelle, ethnische, nationalistische
Hintergründe Bahn, die unserer Kultur
eben fremd sind. Die Menschen, die von
ihnen geprägt sind, können und sollen bei
uns friedlich leben und unsere grundge-
setzlich garantierten Freiheiten genießen.
Sie gehören zu uns! Aber die dahinterste-
henden Ideologien und Nationalismen
gehören nicht zu Deutschland!
Ludger Bolwin,
55270 Klein-Winternheim

Leider ist es nahezu unmöglich, zu dieser
Thematik in der deutschen Medienszene
so klare Worte zu finden, wie Sie sie zum
Ausdruck gebracht haben. Ich fürchte,
vielen Zeitungsmachern fehlt inzwischen
der Mut, die Dinge beim Namen zu nen-
nen. Im Gegenteil: Der Islam wird bereits
regelrecht verherrlicht … Meine Bitte an
Sie, sehr verehrte Frau Maron, und mein
Fazit zugleich: Führen Sie im Interesse
der Erhaltung der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung unseres Landes den
Kampf für ein unverzügliches Umdenken
in unserer Gesellschaft mutig fort …
Hans E. Hielscher, 55270 Ober-Olm

Generationenausschüsse
Zur Souverän 3-2012, S. 13
Senioren-Union fordert verpflichtende
Einführung! Dieser Forderung wird die
Landesregierung wohl eher nicht nach-
kommen. In Nordrhein-Westfalen wurde
gerade eine lesenswerte Broschüre –
„Kommunale Seniorenvertretungen“ –
vom Landesseniorenbeirat herausgegeben
(siehe: www.lsv-nrw.de). Ich zitiere aus
dem Grußwort der Ministerin Barbara Stef-
fens: „In 160 Städten und Gemeinden
Nordrhein-Westfalens bereichern demo-
kratisch legitimierte Vertretungen der Se-
niorinnen und Senioren das Zusammenle-
ben und das Miteinander der Generatio-
nen.“ Besser wäre es, statt Generations-
ausschüsse zu fordern, dass Mitglieder der
Senioren-Union sich bemühen, in den
bestehenden Gremien, die es in allen Bun-
desländern gibt, mitzuarbeiten und damit
mitzugestalten.
Hermine Hecker, 22047 Hamburg
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Im Jahr 2060 wird etwa jeder zweite
Deutsche 65 Jahre oder älter sein - mit

gravierenden Folgen für unser Gesund-
heitssystem. Infolge der Verschiebung
der Altersstruktur wird es in Zukunft
mehr Menschen geben, die durch das
Gesundheitssystem versorgt werden
müssen, und immer weniger, die diese
Versorgung übernehmen können. Laut
einer Analyse des Robert-Koch-Insti-
tuts ist ab dem Alter von 65 Jahren
mehr als die Hälfte aller Deutschen von
(mindestens) einem chronischen Lei-
den betroffen. Die steigende Zahl chro-
nischer Erkrankungen macht eine An-
passung der bestehenden Gesundheits-
versorgung in Deutschland somit un-
umgänglich.

Vor allem die hausärztliche Versorgungs-
praxis ist davon betroffen. 80% aller
Beratungen betreffen hier direkt oder
indirekt chronische Erkrankungen.
Deutsche Hausarztpraxen müssen auf
die Zunahme an chronisch Kranken vor-
bereitet sein – nicht nur darauf, dass
Therapien eingeleitet, sondern auch
durchgehalten werden.

Lebensstiländerung ist essenziell
für chronisch Kranke
Als wohnortnahe Vertrauensperson ist der
Hausarzt in der Regel der wichtigste An-
sprechpartner für Patienten. Chronische
Erkrankungen erfordern jedoch einen in-
tegrativen und interdisziplinären Behand-
lungsansatz, der innerhalb der regulären
Sprechstunde beim Arzt kaum gewährleis-
tet werden kann. Mit seiner 2010 gegrün-
deten Initiative HausMed hat sich der
Deutsche Hausärzteverband diesem Prob-
lem angenommen, indem er dem Hausarzt
die geeigneten Instrumente zur Seite
stellt, um trotz knapper Sprechstunden-
zeiten eine adäquate Betreuung chronisch
kranker Patienten zu gewährleisten. Dabei
setzt HausMed auf internetbasierte Verhal-
tensschulungen.
Für Menschen mit chronischen Erkrankun-
gen ist eine Lebensstiländerung essen-
ziell. Studien haben gezeigt, dass be-
stimmte Faktoren des Lebensstils maßgeb-
lich darauf Einfluss nehmen, ob jemand an
einer chronischen Erkrankung leidet oder
nicht. Internetbasierte Vorsorgeprogram-
me ermöglichen es Patienten, jederzeit
und überall etwas für ihre Gesundheit zu

tun. Einzige Voraussetzung ist ein inter-
netfähiger PC oder ein Smartphone. Auf
diese Weise erreichen diese Programme die
Betroffenen genau da, wo sie ihr Verhalten
verändern müssen: im Alltag.

Mit dem Internet zu mehr Gesundheit
Die von HausMed entwickelten Verhaltens-
schulungen unterstützen nicht nur bei der
Bewältigung chronischer Erkrankungen
wie Diabetes und Bluthochdruck, sondern
auch beim Abnehmen, der Rauchentwöh-
nung, der Reduktion von Stress, bei
Rückenschmerzen und Depressionen. Die
Programme berücksichtigen die Vorer-
krankungen, Lebensrhythmen und indivi-
duellen Bedürfnisse des Patienten. Wo-
chenaufgaben und tägliche SMS-Erinne-
rungen helfen dabei, Verhaltensänderun-
gen anzustoßen. Der große Trumpf im
Ärmel des Programms bleibt jedoch der
Hausarzt – er steht dem Patient mit medi-
zinischem Rat zur Seite und unterstützt
ihn durch regelmäßige Anrufe. In einem
geschützten Bereich kann der Hausarzt
nachverfolgen, ob der Patient medizini-
sche Auffälligkeiten aufweist oder das
Programm vernachlässigt. So wird der Pa-
tient motiviert, einen zunehmend großen
Beitrag zum eigenen Therapie-Erfolg zu
leisten.
Alle HausMed-Coachings sind evidenzba-
siert, leitlinientreu und pharmaneutral
und im Gegensatz zu vielen anderen Ge-
sundheitsdienstleistungen keine reinen
IGeL-Leistungen – die Kosten für die
HausMed-Coachings Leichter leben (Ab-
nehmen), Rauchfrei und Stressfrei werden
bereits von allen Betriebskrankenkassen
und zahlreichen Krankenkassen erstattet.
Mehr Informationen unter
www.hausmed.de w

Die steigende Zahl chronischer Erkrankungen ist eine
zunehmende Herausforderung für das Gesundheitssystem.
Mit seiner 2010 gegründeten Initiative HausMed präsentiert
der Deutsche Hausärzteverband einen vielversprechenden
Lösungsansatz: internetgestützte Verhaltensschulungen,
die in die hausärztliche Versorgung integriert werden.

Therapie per Mausklick

Neue Wege
der Gesundheits-
versorgung:

ERNÄHRUNG UND GESUNDHEIT
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Mutige Bürger
braucht das Land
Der eine war der erste re-
nommierte studierte deut-
sche Politikwissenschaft-
ler, der in die aktive Politik
ging. Von allen Minister-
präsidenten hat er am
längsten regiert, und nach
wie vor ist Bernhard Vogel
einer der beliebtesten deut-
schen Politiker. Günther
Nonnenmacher ist, wie Vo-
gel, Schüler des einflussrei-
chen Politologen Dolf Stern-
berger. Seit 1994 analysiert
und kommentiert er als Her-
ausgeber der FAZ und somit
als einer der einflussreichsten Journa-
listen der Republik die politische Ent-
wicklung des Landes und der internati-
onalen Politik. In einer Situation, die für
viele immer unübersichtlicher wird,
kommen die beiden in ein aufschlussrei-
ches Gespräch: Die Demokratie in
Deutschland scheint ausgedörrt, die
Wähler verdrossen und abseits stehend.
Was sind die Krankheitsherde der Demo-
kratie? Wodurch ist sie tatsächlich be-
droht? Was ist Aufgabe der Politik und
der Politiker, wie ist ihr Handlungsspiel-
raum? Was ist Aufgabe der Bürger? Wie
müsste politische Führung in diesen
unübersichtlichen Zeiten agieren? Die
beiden Autoren halten der Demokratie

den Spiegel vor,
geben Erfahrun-
gen weiter, regen
zum Nachdenken
an und machen
Mut. Historische
Erfahrung und
aktuelles Hinter-
g r undw i s s en ,
präzise Diagno-
se und klare Zu-
kunftsperspek-
tive treffen in
einem spannen-
den Buch zu-
sammen.
B e r n h a r d
Vogel/Günther

Nonnenmacher: Mutige Bürger
braucht das Land – Chancen der Politik
in unübersichtlichen Zeiten, Verlag
Herder, Freiburg 2012, 300 Seiten,
ISBN-13 978-3-451-32579-3, € 19,99

Der Energiespar-Ratgeber
Was kann man gegen steigende Energie-
kosten tun? Dies fragte sich auch Her-
bert Reul, Vorsitzender der CDU/CSU-
Gruppe im Europäischen Parlament und
dort als Energieexperte bekannt. Wäh-
rend der Beratungen zur Energieeffizi-
enzrichtlinie überlegte er, was er per-
sönlich ganz unabhängig von seiner
parlamentarischen Arbeit dazu beitra- gen kann, dass Energie effizienter ge-

nutzt wird. Das Ergebnis ist ein prakti-
scher Energiesparratgeber in Taschen-
buchformat. Auf rund 140 Seiten findet
man sinnvolle Tipps und Anregungen,
wie Sie Ihre Strom- und Heizungskosten
sowie Ihren Benzinverbrauch reduzieren
können. Reul: „Die Menschen müssen
sich selbst dazu entscheiden, Energie zu
sparen. Das kann nicht verordnet wer-
den. Um jedoch einen Anreiz zu bieten,
sollten Tipps und Informationen zur Ver-
fügung stehen.“ Das Buch ist ein hilfrei-
ches Nachschlagewerk für jedermann
und ein guter Einstieg für die eigenen
Anstrengungen.
Herbert Reul (Hrsg.): Der Energiespar-
Ratgeber, Aqua-Verlag, Bezug über:
Europabüro Herbert Reul, Am Stadion
18-24, 51465 Bergisch Gladbach,
E-Mail: h.reul@herbert-reul.de, Tel.:
(0 22 02) 9 36 95 – 55, Fax: (0 22 02)
9 36 95 – 61, € 12,90

Wir gratulieren!
Fünf attraktive Bildbände für die
richtige Lösung unseres Kreuzwort-
rätsels in der Ausgabe 3-2012
(Lösungswort: Deutschland)
gingen an:
Kurt Löffler, Herdwangen-Schönach
Paul Trittler, Oberkochen
Christa Kuhlmann, Dorsten
Waltraud R. Herrmann, Mainz
Elvira und Günter Ziegler, Vellmer.
Herzlichen Glückwunsch und
angenehme Lektüre!
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Ulrike Dömeland, Studentin im Bereich
Internationale Fachkommunikation
(Fachübersetzen Englisch/Französisch)
an der Hochschule Magdeburg-Stendal,
führte am Rande der Bundesdelegier-
tenversammlung der Senioren-Union
(vergl. S. 6-10) im Rahmen einer Bache-
lorarbeit eine Befragung zum Thema
„Anglizismen in der deutschen Werbe-
sprache und deren Rezeption durch Se-
nioren“ durch. Hier einige Ergebnisse:

sRund 58% der Befragten sind der
Meinung, dass es zu viele Anglizis-
men gebe.

sÜber 93% der Teilnehmer haben den

Eindruck, dass in der Werbung oft
englische Wörter benutzt werden,
und rund 85% finden daran keinen
Gefallen.

sRund 65% der Befragten versuchen,
Anglizismen zu vermeiden. Wenn
ihnen jedoch kein besseres deut-
sches Wort einfällt, benutzen rund
45% englische Worte.

s16% erachten Anglizismen als einfa-
cher und treffender.

sFast 63% sprechen sich dafür aus,
Deutsch als Landessprache in die
Verfassung aufzunehmen.

sNur rund 6% halten Anglizismen für
eine Bereicherung.

Anglizismen: Nicht gern gehört?






